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WAS WILL DIE „SCHRIFTENREIHE“? 


' Die „Schriftenreihe“ behandelt in kurzen, abgeschlossenen Heften alle Lebens- 


gebiete des deutschen Ostens. Geschichte und Gegenwart, Landes- und Volks- 


kunde, Dichtung und bildende Kunst, Industrie, Landwirtschaft, Technik und 


cd 


. Wissenschaft werden von besten Fachkennern dargestellt. 


Die „Schriftenreihe“ will 

_ die vertriebenen Menschen des deutschen Ostens in der Verbunden- 
heit mit der verlorenen Heimat und im Bewußtsein ihrer Werte stärken, 
den Organisationen der Vertriebenen ein vielseitiges Hilfsmittel für 
‚ihre Heimatarbeit bieten, 
alle interessierten Deutschen rasch und zuverlässig über die wesent- 
‚lichen Fragen des deutschen Ostens unterrichten, 
als. ergänzendes Lehr- und Lernmittel den westdeutschen Schulen 
helfen, der jungen Generation das Bild des ganzen Landes und 
Volkes zu erhalten. 


vr 
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Deutfches Recht im Often 


Wenn hier vom deutschen Recht im Osten gesprochen wird, ist nichts 


anderes gemeint als die kulturhistorische Tatsache der im Mittelalter be- | 
ginnenden Ausbreitung und Wanderung deutschen Rechts vom altdeutschen | 


Gebiet aus nach Osten, ihre Ursachen, Bedingungen, Formen, räumlichen und 
zeitlichen Grenzen, Wirkung und Bedeutung. Esist ein Phänomen von 
europäischem Ausmaß und Rang, vielfältig verknüpft mit der kultu- 
rellen und politischen Entwicklung des europäischen Ostens und ebenso, an 


.. vielen tausend Fäden, mit dem deutschen Schicksal. Auf der Grundlage des 


deutschen Land- und Stadtrechts, einer scheinbar nur formalen, äußeren 
Ordnung des Lebens also, vollzog sich ein Vorgang von länder-, völker- und 
kulturverändernder Kraft. Nicht nur die siedlungsmäßige und staatliche Ein- 
deutschung Ostdeutschlands - zum größten Teil Wiedergewinnung des einige 
Jahrhunderte zuvor von den Germanen geräumten Gebietes - ‘ging mit der 
Ausbreitung deutschen Rechts zusammen vor sich, auch bei der Einschmelzung 
slawischer Völker, vor allem der Polen und Tschechen, in den abendländischen 


"Kulturkreis hat nach der (überwiegend von Deutschen getragenen) Christi- 
anisierung die Übernahme deutschen Rechts die wichtigste Rolle gespielt. 
Rechtsgeschichte ist nicht nur ein Teilder Kulturgeschichte-siekann 


auch, wie in diesem Falle, eine ihrer tragenden Säulen sein. 

Im Gegensatz zu dieser Bedeutung der Erscheinung steht ihre geringe, ja 
meist völlig fehlende Gegenwärtigkeit im europäischen und selbst im deut- 
schen Geschichtsbewußtsein. Während ein Vorgang wie die Übernahme des 
römischen Rechts in die Rechtssysteme des westlichen Kontinents, die „Roma- 
nisierung“ auch der germanischen Rechte ein lebendig gebliebenes, in seiner 
Wirkung noch offenes, noch immer dem Für und Wider ausgesetztes Problem 
nicht nur der Juristen bildet, hat die Ausbreitung deutschen Rechts in den 
freien, weiten Raum des Ostens keineswegs einen entsprechenden Eindruck 


im Bewußtsein Europas hinterlassen. Dabei steht sie dem erstgenannten 


Phänomen an geschichtlicher Wirksamkeit nicht viel nach. Es scheint aber 
auch hier das Gesetz zu walten, nach welchem die deutsche Leistung für den 
Osten und in ihn hinein, wo nicht der Mißdeutung, Leugnung oder Ver- 
kehrung, so doch zumindest der Verschweigung und dem Vergessen aus- 
geliefert ist. Dabei handelt es sich um historische Tatsachen, die außerhalb 
jedes quellenmäßigen Zweifels stehen, deren Kenntnis aber, wie rechts- 


geschichtliche Dinge oft, ein Fachbesitz enger wissenschaftlicher Kreise zu 


bleiben droht. Sie aus der Begrenzung und der Verschweigung herauszuführen 


. und das lebendige gegenwärtige Geschichtsbild Europas durch sie um durchaus. 


wesentliche Züge zu ergänzen und zu erweitern, ist ein vorwiegend deutsches 
Anliegen, dem jeder und auch dieser Beitrag zu dienen bestimmt ist. 


ER 


“ Es ist heute kein Problem, daß Rechtseinrichtungen eines Landes, die man 2 
als bewährt oder zweckmäßig ansieht, von einem andern Staate übernommen 


werden, mag es sich um Prozeßrechtsinstitute, um Aktienrecht, Sozialgesetze 


oder Verfassungsprinzipien handeln. Es geht ja hierbei nur um die rational 
abzuwägende Frage, ob die eine oder andere Regelung den Zweck eines 


Gesetzes oder einer Einrichtung besser, gerechter, sicherer erreicht. Es liegt ge 


. am Gesetzgeber, ob er seinen Produkten eigene Ideologien zugrundelegt oder 
jeweils vorher eine prüfende Umschau in anderen Rechtsordnungen hält. Die 
weitgehende Gleichheit der Verhältnisse in den verschiedenen Ländern 
erleichtert solche Anleihen. 


Von allen solchen Vorstellungen müssen wir uns befreien, wenn wir die 
‚historische Frage der Ausbreitung des deutschen Rechts seit dem Mittelalter 
betrachten. Dem älteren Recht aller Völker - dem deutschen bis ins Mittelalter 
hinein - fehlt die freie Ablösbarkeit von seinen Trägern, den Menschen, Stäm- 
men, Völkern; es ist ein persönliches Recht, nicht eine territoriale Rechts- 
ordnung. Wie Sitte und Moral ist es an den Menschen gebunden, ist ein 
untrennbarer Bestandteil seiner Kultur,ein Ausdruck seiner ganz persönlichen 
Wesensart. Für den Mann gilt das Recht, mit dem er geboren ist, nicht ein 
Recht des Ortes, an dem er zufällig lebt. Ein Franke lebt, weil er Franke ist, 

_ nach fränkischem Recht, ein Sachse nach sächsischem. Dieses Persönlich- 
keitsprinzip des jugendlichen Rechts bot keine wesentlichen Komplika- 
tionen zu einer Zeit, da der Mensch nur selten das Dorf oder den Gau verließ, 
dem er von Geburt zugehörte. 


So ist denn auch die erste Ausbreitung deutschen Stam- 


mesrechts - von einem gemeindeutschen Recht kann man noch nicht 
sprechen - nichts anderes als die natürliche Begleiterscheinung der Stammes- 


ausdehnungen oder -wanderungen. Wie die Sachsen und Angeln, als sienach, 


England fuhren, die Langobarden auf ihrer Wanderung nach Oberitalien 
(Lombardei), die Franken bei ihrer Siedlung mainaufwärts am oberen Laufe 
des Stromes (Mainfranken) neue Stammesrechtsgebiete schufen, sind auch die 
ersten Ausdehnungen sächsischen und bairischen Rechts nach Osten hin bloß 
selbstverständliche Folgen der Stammesausbreitung. 


Die frühen Siedlungsbewegungen der karolingischen Zeit, von den durch 
Karl d. Gr. geschaffenen Grenzmarken aus, gingen Ende des 9. Jhs. unter dem 
Ansturm der Ungarn verloren. Ein Wiederbeginn kam mit König Heinrich. I. 
(seit 919); seine und seines Sohnes Otto .d. Gr. Siege über die Ungarn (933, 955) 
wurden als Rettung des Abendlandes gefeiert. Nach Südosten wurde die 
„Ostmark“ erneuert, das Herzogtum Kärnten geschaffen, die deutsche Sied- 
lung wuchs über’ den Wiener Wald vor. Im Nordosten entstanden die Mark 
Meißen, die Mark der Billunger und die Nordmark, der ganze Elbe-Oderraum 
wurde deutsch beherrscht und besiedelt. Böhmen, Schlesien, Pommern, Polen 
suchten Anschluß an das Reich. Etwa vom Jahre 1000 an kann man von 
Sudetendeutschen sprechen. Bistümer ostwärts der Elbe wurden errichtet. 


Magdeburg, Erzbischofssitz seit dem Jahre 968, wurde zunächst kirchliches, 
später bürgerliches Kraftzentrum und Strahlungspunkt. 


Ein zweiter Rückschlag der deutschen Ostbewegung im 11. Jh. ließ manches 


noch einmal verloren gehen; eine neue Epoche aber begann nach dem Friedens- 


schluß zwischen Königtum und Kirche (Wormser Korkordat 1122); die im 
engeren Sinne so genannte deutsche Ostsiedlung setzte ein und ebbte 
erst langsam ab, nachdem der Schwarze Tod (1350) durch die deutschen Lande 
gegangen war. Der Nachschub aus dem Westen hörte damit auf. Nun war indes 
die deutsche Volkskraft in den neuen Gebieten schon so stark, daß sie aus 
eigenem Überschuß noch längere Zeit hindurch weitersiedeln konnte. 

Diese große Zeit der deutschen Ostsiedlung steht unter glänzenden Namen: 
Heinrich der Löwe, Albrecht der Bär, Hermann von Salza, Erzbischof Wich- 
„mann von Magdeburg, Herzog Heinrich der Bärtige von Schlesien, und vieler 
anderer Männer, daneben Begriffen wie: Magdeburg, der Deutsche Ritter- 
orden, Lübeck, die Deutsche Hanse, der Livländische Schwertbrüderorden. Der 
Verlauf dieses großen Vorgangs kann als bekannt vorausgesetzt werden. Die 


Ostgrenzen der bevölkerungsmäßig vollständigen Eindeutschung des Landes: 
sind ebenfalls bekannt, weniger die Ausdehnung des Raumes, dessen ver- 


streute oder nicht. geschlossene deutsche Besiedlung im Verlaufe späterer Jahr- 
hunderte dem Deutschtum wieder verloren ging. Ebenso wissen wir, daß die 
 Siedlungsbewegung keine gleichmäßige, ohne Rückschläge vorwärtswachsende 


gewesen ist. Wiederholt wurden die Neusiedlungen durch slawische Über- 


fälle, Kriege, Aufstände gefährdet - von bloß örtlichem Charakter bis zu den 
großen Schlachten der europäischen Geschichte, der Schlacht bei Liegnitz (1241) 
gegen die Mongolen oder der Schicksalsschlacht des Deutschen Ritterordens bei 
Tannenberg (1410). Ob die Deutschen von den eingeborenen, nichtdeutschen 
Fürsten ins Land geholt worden waren, machte dabei nichts aus: Noch oft 
mußten die Einwohner dieser Ostmarken des Reiches den Ernst der Worte 


= erfahren, die einst Graf Adolf von Schauenburg, der erste Gründer Lübecks, 


den Siedlern Wagriens zurief: „Markmänner müssen, eine unerschütterliche 
Ausdauer haben und dürfen mit ihrem Blute nicht geizen!“ (Helmold, Chron. 
Slav. 111). 


Ausbreitung und Ausbildung des deutfchen Rechts 
in der großen deutfchen Oftfiedlung 


Schon zur Frage der Rechtsausbreitung gehört das Ansiedlungs- 


verfahren, das man mit einer bemerkenswerten Gleichmäßigkeit in allen 
"Teilen bei der Arsetzung von Bauern, der Dorfgründung also, wie zum Teil 
selbst bei der Anlegung von Städten befolgte. Landbeschaffung und Siedler- 
kapital waren damals noch weniger ein Problem als etwa zur Zeit der großen 
amerikanischen Landnahme im „Wilden Westen“ während des 18./19. Jhs. 
Wichtig war dagegen für den Siedlungsherrn die Heranziehung von Menschen 
- aus dem Westen des Reiches. Hier spielte, jedenfalls seit dem 13. Jh., die Figur 


des Lokators, des „Gründers“, die entscheidende Rolle. Er warb die Siedlungs- 
willigen in der Heimat - häufig seinem eigenen Heimatdorf - an, führte den 
Treck (donauabwärts. auch zu Schiff mit den später sogenannten „Ulmer 
Schachteln) Wochen und Monate hindurch bis ans Ziel („Gen Ostland woll'n 


_ wir reiten“) und leitete die Anlage und den Aufbau der Neusiedlung. Die 


Besitzeinheit war die Hufe, ein Maß von nicht gleichmäßiger Größe. Am 
- verbreitetsten war die sogen. flämische Hufe (16,80 ha), nach der zumeist das 
ebene Land mit schwerem Boden besiedelt wurde; ihr entsprach im Deutsch- 
ordenslande die sogen. kulmische Hufe. Die fränkische Hufe (bis zu 25 ha) war 
dagegen Rodungshufe, zumeist imGebirgsvorland und in der Waldkolonisation. 
Der Lokator erhielt als Entgelt für seine Leistung einen größeren Besitz 
(bis zu 6 Hufen) und sonstige nutzbare Rechte, z. B. das Mühlenrecht, die 
Schankgerechtigkeit (in Schlesien: Kretscham), einen Anteil am Hufenzins der 
Bauern oder das Schulzenamt; mit letzterem war die niedere Gerichtsbarkeit 
und ein Anteil an den Gerichtsgefällen verbunden. Der Erblichkeit des Grund- 
besitzes entsprach auch die Erblichkeit der Schulzenrechte und -ämter (Erb- 
schulze). 
Man hat von nichtdeutscher Seite früher, zumal für Mecklenburg (Jegorov, 
Kolonisation Mecklenburgs II 444 f.) die Wirksamkeit desLokators, des „anony- 
men arbeitstüchtigen kleinen Mannes“, der „Lieblingsfigur aller Kolonialhisto- 
riker“ bestritten; in Wirklichkeit habe es ihn nie gegeben. Nun, so anonym sind 
die Lokatoren keineswegs; sie werden in den Gründungsurkunden durchaus 
mit Namen genannt‘). Ihnen verdanken nicht nur die Bauerndörfer, sondern 
. auch die meisten der kleineren Städte des Ostens ihre Anlage. Zwischen den 
Bauerndörfer wurden zur Verstärkung der Landesverteidigung Ritter, also 
Herren vom (niederen) Adel, angesiedelt. Die Wehrverfassung der Zeit 
erforderte neben den landwehrpflichtigen Bürgern und Bauern, die zu Fuß 

: kämpften, schwergepanzerte Reiter (Ritter). Da jeder seine Waffen selbst 
aufbrachte, bedeutete die Haltung eines gepanzerten Streitrosses nebst 
Begleitpferden und -knechten einen beträchtlichen Aufwand - vergleichbar 
etwa der Forderung, daß heute jemand seine eigenen schweren Waffen oder 
seinen eigenen Panzer mitbrächte. So war der größere Besitz des nach Lehn- 
recht sitzenden Ritters, das später so genannte Rittergut, die notwendige 
Voraussetzung. Im übrigen diente die Ritterschaft, in der auch nichtdeutscher 
Adel aufging, dem Landesherrn als ihrem Lehnsherrn. 

Die Rechtsform nun, in welcher die bäuerlichen, bürgerlichen. und 
adligen Siedler auf dem ihnen überlassenen Boden,in der von ihnen gebildeten 
Gemeinde standen, gehört schon zu dem, was wir „deutsches Recht im Osten“ 
nennen. Der Ausdruck „deutsches Recht“ ist hier quellenmäßig und 
von symbolhafter Bedeutung. „Jure teutonico“ werden die Siedler angesetzt; 
„Jure teutonico“ sollen sie leben, versichern die deutschen und nichtdeutschen 


1) Z. B. Hunderte von Namen deutscher Lokatoren in Polen bei K. Lück. Deutsche 
Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens (1934) S. 19 £f.; vgl. insbes. .die Liste zur 
Karte nach S. 28. Ä 
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Ländesherren, deren Ruf die Bauern und Bürger gefolgt sind. Hier wird zum 
ersten Male nicht mehr vom sächsischen, bairischen usw., sondern von deut- 
schem Recht gesprochen - wie auch der Name Teutonici, Deutsche, schon im 
10. Jh. an der Ostgrenze des Reiches erscheint, als Gegenbegriff zu den Slawen. 
Die Ostsiedlung ist der erste große Schmelztiegel der deutschen Stämme: aus 
allen Teilen des Altreichs kamen sie,aus Schwaben, von der Mosel, vom Nieder- 


rhein, aus Friesland und Thüringen, Sachsen und Hessen. In den Anfängen der. 


Bewegung, näher der alten Reichsgrenze, wird das Siedelrecht auch noch 
mehrfach nach seinen Stammesträgern benannt, als flämisches, hollisches 
(holländisches), fränkisches Recht. Die grundsätzliche Gleichheit aber und vor 
allem der zu betonende Gegensatz zu der gedrückten Rechtsstellung der sla- 
wischen Untertanen in der neuen Heimat ließ jedoch den Ausdruck „deutsches“ 
Recht gängig werden. „Wisset, daß die Deutschen freie Leute sind“, sagt eine 
Anmerkung zum alten Prager Stadtrecht. 


Die persönliche Freiheit war denn auch der Grundzug dessen, 
was den Siedlern gewährt wurde. Ihr Besitzrecht war zwar nur selten freies 
Eigen - im Mittelalter bei Bauernland überhaupt nicht die Regel -, aber meist 
ein vererbliches, veräußerliches Erbzinsrecht an der Hufe, vom freien Eigen 
nur durch den geringen Hufenzins, der bald zur Reallast wurde, geschieden. In 


Gebieten unter nichtdeutscher Herrschaft (dort kommt der Begriff jus teuto-. 


nicum vor) gehört weiter die Befreiung von Fronden und Lasten, die auf der 
slawischen Bevölkerung ruhen, und überall die Vergünstigungen in Steuer- 
pflicht, Waffendienst (nur Landwehr innerhalb der Grenzen) dazu. Schließlich 
war die deutscheSiedlung eine eigene Dorf-oder Stadtgemeinde, mit Gemeinde- 
versammlung, Regelung ihrer Angelegenheiten durch eigene Satzung (Will- 
küren, Dorfordnung) und eigener, jedenfalls niederer Gerichtsbarkeit mit dem 
Schulzen als Richter. 


Damit sind wir bei der Hauptsache angelangt, der Frage nach dem Recht, 


: nach welchem die Bauern, die nach Jus teutonicum ihren Hof besaßen, und die 


Bürger im übrigen und allgemeinen lebten, dem Recht, nach welchem sie in 


"ihren eigenen Gerichten Recht sprachen, dem Landrecht, Lehnrecht und 


% 


Stadtrecht in der neuen Heimat. Dabei können wir die Frage auf sich beruhen 


lassen, ob die Elemente dessen, was wir als Jus teutonicum feststellten, auch 


als diesem allgemeinen Recht zugehörig anzusprechen sind oder nicht. Persön- 
liche Freiheit, freies Besitzrecht und privilegierte Stellung im „Staat“ waren 


‚die Voraussetzungen eigenen Rechtslebens; die Gerichts- und Gemeinde- 


verfassung war in ihrer Ausgestaltung unterschiedlich, je nachdem - sagen 
wir es gleich - es sich um eine Stadt lübischen oder eine Stadt oder ein Dorf 


. magdeburgischen Rechts handelte. Allein die Tatsache eigener Gerichtsbarkeit 


nach eigenem Recht war Jus teutonicum. 


Das deutsche Recht im allgemeinen, in seiner Ausdehnung nach Osten zu | 
verstehen, setzt einen kurzen Blick auf den Rechtszustand Altdeutschlands 


voraus. 


Ein wesentlicher Charakterzug des mittelalterlichen deutschen Rechts ist 
seine Geltungnach Rechtskreisen. Der Begriff des Standes kommt hier 
in gebrochener Spiegelung zur Geltung. Einst hatte es ein für alle Freien (ob 
edel- oder gemeinfrei) gleiches (persönliches) Stammesrecht gegeben. Es bleibt 
als Landrecht weiterhin die Grundlage. Ausgeschieden aus ihm ist aber 
nicht nur der Priesterstand, der nach Kirchenrecht lebt (ecclesia vivit. lege 
Romana); seit der Ritterstand, aus altem Adel und ursprünglich unfreien 
Königsdienern (Ministerialien), einheitlich zu Lehen geht, lebt er insoweit 
nach Lehnrec ht. Und als seit dem 11. Jh. die Stadt entsteht, Stadt um 
Stadt emporwächst, ein Bürgerstand zu eigenem Leben und städtischem Geist 
erwacht, wächst auch er schrittweise aus dem Landrecht heraus, sein Dasein 
ordnet das Stadtrecht. Das Landrecht bleibt zwar die Grundlage und 
Mutter allen Rechts; ausschließlich nach ihm, in jeder Beziehung, lebt aber in 

der Regel nur der Bauer. 

Noch - im Altreich noch für lange Zeit - trägt das Landrecht stammes- 
rechtliche Züge. Meist ist es ungeschriebenes Recht, Gewohnheitsrecht von den 
Vätern her, mag es sich um die Regelung des Erbganges, der Güterverhältnisse 
von Eheleuten, die Ordnung des Rechtsganges (Prozesses), Schadenhaftung, 
Buße oder Strafe handeln. 

Da schuf, eben zu Beginn der großen Ostbewegung, der anhaltinische Ritter 
und Schöffe Eike von Repgow seine in der Geschichte des deutschen 
Rechts einmalige Leistung, den Sachsenspiegel (um 1220). In deutscher 
Sprache, gesetzesartiger Formulierung der Gedanken, alle Gebiete des Land- 
und Lehnrechts umfassend, zeichnete er das Recht seiner sächsischen Heimat 
auf, in einer Privatarbeit zwar, die aber für J ahrhunderte Gesetzesansehen 
und -wirkungen haben sollte. 

Der Sachsenspiegel ist aber das Rechtsbuch und Landrecht des Kolonisa- 
tionsgebietes geworden. Damit vollzog sich in diesem Raum etwas in der 
Rechtsgeschichte Neues. Das Personalitätsprinzip mußte dem Terri- 
torialitätsprinzip des Rechts Platz machen, wenn Angehörige ver- 
schiedener Stämme nach diesem einen Recht lebten. Sachsenrecht wurde hier 
deutsches Recht schlechthin, in einem von den Zeitgenossen freilich kaum 
bemerkten Vorgang. Wenn später, wie wir sehen werden, auch Polen, Rot- 
russen, Kosacken nach Sachsenspiegelrecht richten, ist die Ablösung des Rechts 
von der lebendigen Quelle eine vollkommene, das Recht „Gesetz“ geworden. 

Die Verbreitung des Sachsenspiegels reicht über Ost- 
holstein, Mecklenburg, Pommern, Brandenburg, die Mark Meißen, Schlesien, 
Böhmen und Mähren bis nach Ungarn (Zips). Handschriften aus dem Deutsch- 
ordenslande und eine Sonderform, der „Spiegel Land- und Lehnrechts für 
Livland“ (Livländischer Spiegel) aus dem baltischen Nordosten treten hinzu. 
Schlesien erwies auch in dieser Beziehung seine Fruchtbarkeit. Außer zahl- 
reichen Sachsenspiegelhandschriften finden sich hier auch selbständige Ver- 
arbeitungen des sächsischen Landrechts, wie etwa das sogen. Schlesiche 
Landrecht von 1356, von Breslauer Ratsherren verfaßt. Aus Breslau stammt 
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auch eine Übersetzung des Ssp. ins Lateinische (zw. 1270 — 1292), die, neben 
deutschen Handschriften, auch in Polen weitverbreitet war. 

In Polen beginnt überhaupt ein neues Verbreitungsgebiet des Sachsen- 
rechts. Als König Kasimir d. Gr. im Jahre 1356 den Krakauer Oberhof als 
oberstes deutsches Gericht für Polen einrichtete, verlieh er dem Sachsen- 
spiegel ausdrücklich Gesetzeskraft. Weitere Übersetzungen ins Lateinische 
durch Konrad von Sandomir (Mitte des 14. Jhs), Jan Laski (gedruckt 1506), 
Nikolaus Jaskier (gedr. 1535) und ins Polnische (1581, durch P. Scezerbicz) leiten 
nicht nur zum Gebrauch des Sachsenrechts durch Polen über, sondern auch 
schon zu den Rechtsquellen, in denen sächsisches Landrecht und Magdeburger 
Stadtrecht (Weichbildrecht) zu einem Ganzen kompiliert erscheinen. Hier 
befinden wir uns schon in der Zeit und in dem Gebiet, in denen Landrecht und 
Stadtrecht ineinander übergehen; wie aus dem Stammes-, d.h. Personalrechts- 
prinzip des Altreichs das Territorialprinzip zuerst im Osten wirksam wird, 
erscheint auch die Denkform der Rechtskreise hier am ehesten durchbrochen, 
ein einheitlich geltendes Privat-,Straf-und Prozeßrecht, ja selbst eine Einheits- 
form der Gemeindeverfassung in Anwendung. Ein gleiches war im Deutsch- 
ordensstaat der Fall, wo Magdeburg-Kulmer (Stadt-) Recht zum „kulmischen“ 
Recht schlechthin geworden ist. i 

Bevor wir uns jedoch dem Stadtrecht selber zuwenden, müssen wir jeden- 

: falls des andern großen deutschen Rechtsbuches gedenken, das ebenfalls weit 
in den Osten hinein gewirkt hat, des sogen. Schwabenspiegels. Das 
Werk Eikes hatte die Anregung zu ähnlichen Privatarbeiten in anderen Teilen 
Deutschlands gegeben. Unter ihnen steht der um das Jahr 1275 in Augsburg 
von einem geistlichen Verfasser geschriebene Schwabenspiegel an erster 
Stelle, und wie der Sachsenspiegel in den Nordosten, so ging der Schwaben- 
spiegel in den Südosten mit den deutschen Siedlern. Zahlreiche Handschriften 
finden sich in Böhmen und Mähren, darunter eine große Zahl von Über- 
setzungen ins Tschechische. Auch aus Ungarn und Schlesien sind Hand- 

- schriften bekannt. 

Der andere, seit dem 12. Jh. entstehende Rechtskreis war der des Stadt- 

"rechts. Mit ihm befinden wir uns eigentlich erst im bedeutungsvollsten 

Sendebereich deutschen Rechts nach Osten. Stadtrecht ist Bürgerrecht. Aus den 

Marktorten mit ihren jährlich mehrmals zu bestimmten Zeiten stattfindenden, 

von fahrenden Händlern besuchten Märkten ist, über das Stadium der Markt- 
privilegien des 10. und 11. Jhs., seit etwa 1100 der Rechtsbegriff der Stadt 
geworden. Der Kaufmann, der bis dahin nur einen Heimatort (z. B. Köln) hatte, 
den er des Jahres selten sah, wird ansässig an einem der aussichtsreichen 
Marktorte, dessen Grundherr (Stadtherr) den Platz zum ständigen Markt (das. 
ist das wirtschaftliche Wesen der Stadt) erhoben, den Ansiedlern, Kaufleuten 
und Handwerkern Grundstücke (areae, Wurten) zu günstigem Besitzrecht 
überlassen, ein ständiges Marktgericht und Selbstverwaltung eingerichtet, 
kurz, eine selbständige neue Gemeinde geschaffen hatte, (deren Bewohner 
Handel und Gewerbe trieben). Der aus der Gemeindegenossenschaft, der 
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Bürgerschaft erwachsende Rat, gestützt nicht zuletzt auf die wirtschaftliche 
Bedeutung der Kaufmannschaft in dieser Zeit beginnender Geldwirtschaft, 
war durchweg mit Erfolg bestrebt, die Autonomie des Gemeinwesens zu , 
‚stärken, es sowohl vom Stadtherrn wie vom umgebenden Lande unabhängig 
zu machen. Die Grundzinse der einzelnen Bürger (Weichbildrenten) wurden 
entweder durch einmalige Zahlung abgelöst oder durch eine von der Stadt zu 
leistende Pauschalrente - später als Steuer empfunden - ersetzt; aus dem 
erblichen Besitzrecht der Bürger wurde freies Eigen. Befestigungsrecht (Mauer- 
bau), Bannmeile (Verbot gewerblicher Dorfkonkurrenz) und vor allem eigene 
Hochgerichtsbarkeit hoben die Stadt faktisch und rechtlich aus dem Landes- 
verbande heraus. Wo die Stadt die Jurisdiktion nicht nur über kleine 
Schuldsachen, Marktstreitigkeiten und Gewerbevergehen besaß, sondern auch 
über Sachen richtete, die an Hals oder Hand gingen, dazu über Erbe und 
Grundeigen, hatte der landrechtliche Richter, der Graf, in ihr nichts mehr zu 


bestellen. Eine solche Stadt stand nur mehr unmittelbar unter ihrem Landes- 


herrn, als Stadtgrafschaft sozusagen. War sie auf Königsgrund angelegt, der 
König also ihr Stadtherr, so wandelte sie sich, nicht anders als die Lehnsleute 
des Königs zu Reichsfürsten wurden, von einer Königsstadt zur Reichsstadt; 
Ende des Mittelalters erscheinen denn auch die Reichsstädte, deren es beson- 
ders in Schwaben viele gab, im Reichstag. Andere Städte, von Fürsten angelegt, 
die dann Landesherren wurden, erwarben später die Landstandschaft, d.h. 
saßen im Landtag. War der Stadtherr ein geistlicher Fürst und erwarb die 
Stadt die Unabhängigkeit, so nannte sie sich Freie Stadt (Bremen, Speyer). 
Viele von kleineren Grundherren angelegte Städte verblieben freilich in 
ihrem unselbständigen Rechtsstatus, später oft zu Ackerbürgerstädten mit 
geringem, örtlichen Handel und Handwerk herabsinkend. Nicht allen lächelte 
das Glück der günstigen Lage an Handelsstraßen»und schiffbaren Flüssen, und 
der geschichtlichen Umstände. 

Das Recht nun, nach welchem die Bürger lebten, das Stadtrecht also, ist 
nicht auf einen Schlag geschaffen worden, sondern langsam entstanden. 
Andernfalls hätte ja der Stadtherr dieser neu gegründeten Gemeinde eine voll- 
ständige Gesetzgebung zuwenden müssen - eine unmögliche Vorstellung. Es 
hat ziemlich lange gedauert, bis die Stadt einen geschlossenen Rechtskreis 
darstellte, der sich jedenfalls in den wichtigsten Beziehungen vom umgebenden 
Landrecht abhob; vollständig ist es nie und nirgends der Fall gewesen. 

Das besondere Stadtrecht beginnt mit der Regelung des Grundbesitzrechts 
in der Stadt und der Ordnung der Gemeindeverfassung. Der Vorgang ist bei 
jeder Neuansiedlung der gleiche, beim Jus teutonicum und bei den. Stadt- 

. gründungen im Altreich. Das Recht aber, nach welchem das zunächst nur 
städtische Marktgericht entscheiden soll, betreffendMarkt-und kaufmännische 
Schuldsachen, ist das Kaufmannsrecht, dassich gewohnheitsmäßig an 
den alten Marktorten entwickelt hatte. Der Kürze halber und weil dort ein 
berühmter alter Handelsort war, verwies man im Gründungsprivileg dabei 
oftmals einfach auf das Recht, das die Kaufleute einer bestimmten anderen 
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Stadt übten. So sollten z. B. in Freiburg i. Br. nach den Worten des Privilegs 
vom Jahre 1120 die Streitigkeiten „nach den Gewohnheiten aller Kaufleute, 
zumal der Kölner“ entschieden werden. Dieses jus fori war der Kern des 
künftigen Stadtrechts. Die Verweisung auf das Recht einer anderen Stadt 
schloß auch die weitere Verbindung mit jener Quelle ein, als aus dem bloßen 
Marktrecht mehr und mehr ein allgemeines, bürgerliches Recht wurde. Seit es 
' Städte mit einem schon ausgebildeten Stadtrecht gab, wurde denn auch ihr 
Recht bei Neugründungen als Ganzes übertragen. Daß man dabei 
besonders das Recht entweder der Stadt nahm, aus welcher der maßgebliche 
Teil der Neubürger stammte, lag nahe; ein anderes Prinzip war, das Recht 
eines berühmten Handelsplatzes zum Muster zu nehmen, wohl in der Hoffnung, 
die gleiche glückliche Entwicklung für die eigene Gründung damit herauf- 
zubeschwören. War das Recht der „Mutterstadt“ bereits aufgezeichnet, 
d. h. hatte es über die kurzen Privilegien hinaus schon die Ergebnisse seiner 
mehr oder minder autonomen Rechtsbildung in „Stadtrechten“ zur Nieder- 
schrift gebracht, so besorgte sich die Tochterrechtssta dt meist mög- 
lichst bald eine Abschrift davon. Solche Stadtrechtskodizen enthielten natur- 
gemäß keineswegs alles, was im Rechtsstreit vorkommen konnte. Wurde dann 
fraglich, was das Recht der Mutterrechtsstadt,mitdem man „bewidmet“ war, zum 
Streitfall besage, so wandte man sich auch später noch um Auskunft dorthin. 
Das Ergebnis war eine Einzelrechts-,weisung“, die dann in der Tochterrechts- 

stadt wohl im Stadtrechtsbuch nachgetragen wurde. So konnte es dahin ‚ 
kommen, daß die Stadtrechte der Tochterstädte uns viel umfangreicher und 


“vollständiger überliefert sind als die der Mutterrechtsstadt. Der Hauptfall 


hierfür wird uns noch beschäftigen: es ist Magdeburg, von dem selber wir 
kaum Rechtsquellen besitzen, während die auf seine Rechtsmitteilungen hin 
erwachsenden Rechtshandschriften der Städte magdeburgischen Rechts um so 
reicher sind. 
E Außer der Erteilung theoretischer Rechtsweisungen bürgerte sich die 
Übung ein, daß dieMutterrechststadt auch zur Appellationsinstanz der Tochter- 
städte wurde. Zu ihr ging’der Rechtszug, wenn die Parteien mit dem 
Urteil ihres heimischen Gerichtes nicht zufrieden waren. Auf diese Weise 
entstanden dauerhafte Stadtrechtsfamilien, die nicht wenig dazu 
beigetragen haben, die ungeheure Rechtszersplitterung im mittelalterlichen 
Deutschland für die Rechtsgebiete des Handels und Verkehrs und sonstigen 
bürgerlichen Lebens zu überwinden. Dem Bauern machte es nichts aus, daß 
u. U. schon im nächsten Dorf ein anderes Erbrecht galt; dem fernhandelnden 
Kaufmann war es nicht gleich. Die bekanntesten Stadtrechtsfamilien im Alt- 
reich sind die von Köln, Aachen, Straßburg, Frankfurt, Ingelheim, Nürnberg, 
Soest. j 
Ins Große aber wuchs diese Form der Rechtsverbreitung und -vereinheit- 
lichung im Siedlungsgebiet des deutschen Ostens, dort, wo es ostwärts nur 
neuzugründende Städte im grenzenlosen, sozusagen rechtsfreien Raume gab. 
Hier sind Magdeburg und Lübeck die beiden Städte, deren Recht 
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auf Hunderte neuer Bürgersiedlungen überging und die damit zu Ober- 
höfen und Zentren des Rechtslebens weiter Gebiete wurden und für Jahr- 
hunderte blieben. Das deutsche Stadtrecht ist der wohl wichtigste Teil des. 
deutschen Rechts im Osten. 
Magdeburgisches und lübisches Recht sind die beiden großen Stadt- 
(| rechtsfamilien desOstens.Die erste repräsentiert den Typus der binnen- 
“Jändischen, die zweitgenannte den der Seehandelsstadt. In der Verfassung der 
ersten lag es beschlossen, daß Magdeburger Recht auch auf dem Dorfe, als 
Landrecht, gelten konnte. Bei dem lübischen Recht, der lübischen Verfassung 
war dies ausgeschlossen. Lübisches Recht war reines Stadtrecht. Lübeck selbst 
ist eine Siedlungsstadt, im wiedergewonnenen Wagrien von Adolf von 
Schauenburg (1143) gegründet. Die Gründungsgeschichte ist chronistisch und 
urkundlich belegt- Magdeburgs Frühzeit als Bürgergemeinde liegt im Dunkeln. 
Die Entstehung des lübischen Stadtrechts in Lübeck selbst können wir ziemlich 
genau verfolgen - über Magdeburger Recht wissen wir, wie bemerkt, aus 
Magdeburg selber sehr wenig und noch dazu Spätes. Wenden wir uns also 
zunächst dem Recht von Lübeck zu. 


Lübeck und das Lübifche Recht 


Als die Travestadt nach dem Brande von 1157 durch Herzog Heinrich den 

Löwen am jetzigen Platz wieder aufgebaut wurde, gab der Welfe der jungen 

‘ Kaufstadt alle Freiheiten und Rechte mit, mit deren Hilfe sie zum 
offenen Tor des deutschen Ostseehandels werden konnte. Zollfreiheiten gaben . 
dem deutschen Kaufmann alle Vorteile und zogen den gotischen (gotländisch- 
skandinavischen) Kaufmann an. Lübeck löste Schleswig, den Umschlagplatz 
zwischen West- und Ostsee, ab, wie Schleswig die Nachfolgerin Haithabus 
gewesen war. - 

Ob das Organ der städtischen Selbstverwaltung, der Lübecker Rat, noch 
auf Herzog Heinrich zurückgeht, wie (spätere) Chronisten melden („He satte, 
dat men scolde vortmer rathmanne dar kesen, wise frame lude, de stad vore 
to stande“), ist zweifelhaft; sicher aber ist, daß der Rat um das Jahr 1200 sich 
schon (aus den führenden Familien der ersten Ansiedler)konstituiert hatte. Um 
diese Zeit steht ihm auch die Befugnis zur Rechtsbesserung (durch Willküren, - 
decreta) zu, woran sich eine reiche statutarische Rechtsetzung anschließt. Bald 
werden die ersten umfangreichen Rechtsaufzeichnungen. (ewa 1225) nieder- 
geschrieben. Sie ergänzen das in den Privilegien Heinrichs (von 1163), Kaiser 

‘ Friedrichs I. (1188) und Friedrichs II. (1226) gelegte rechtliche Fundament der 
1226 zur Reichsstadt erhobenen späteren Königin der Hanse. 

Den äußeren Entwicklungsgang und die Ausbreitung des lübischen 
| Rechts dokumentieren de Rechtshandschriften unddie Bewid- 
| mungen der am Saume der Ostsee sich erhebenden deutschen Städte mit 
 Jübischem Recht. Nicht ohne Bedeutung hierfür war, daß die meisten der 

ostwärts gelegenen lübischen Städte auch von Lübeck her gegründet worden 
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sind. An den Namen und Hausmarken können wir noch langehin die verwandt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen den führenden Familien Lübecks, Wismars, 
Rostocks, Elbings, bis nach Reval hinauf feststellen. Über Lübeck ist, zu Schiff, 
auch die „Aufsegelung“ Livlands vor sich gegangen; die meist aus dem 
rheinisch-westfälischen Bereich auswandernden Bürger - die Familiennamen 
Warendorp, Cusfeld usw. verraten noch lange die Herkunft - rückten oft in 
Etappen, mit Aufenthalten von Generationenlänge, von Lübeck aus nach 
Osten vor. : 


Insgesamt sind etwas über 100 Städte, von Tondern bis Narwa, nach | 
lübischem Recht gegründet oder bald nach ihrer Entstehung damit bewidmet | 
worden. In Schleswig-Holstein sind neben Kiel (1242) etwa Oldesloe, Itzehoe, 
Wilster, Krempe, Rendsburg, Oldenburg, Lütjenburg, Neustadt, Heiligenhafen, 
Burg a.'Fehmarn, zu nennen, in Mecklenburg Wismar (1227, sicher 1266), 
Rostock (1218), Gadebusch (1225), Boizenburg (1267), Wittenburg (1319), 
Grabow ‚Kröpelin, Ribnitz, Kalen, Marlow, Grevesmühlen usw., Stralsund 
(1234), Greifswald (1250), Anklam (1264), Wollin (vor 1264), Cammin (1274), 
Wolgast (1259), Kolberg (1255), Demmin (1249) und eine lange Reihe kleiner . 
Städte in Pommern schließen sich an.Ob die zwischen 1235 und 1266 gegründete 
deutsche Stadt Danzig nach magdeburgischem oder lübischem Recht gelebt 
hat, ist umstritten; jedenfalls wurde der Stadt auf ihr Ersuchen im Jahre 1263 
eine (noch erhaltene - Univ.-Bibl. Göttingen) Handschrift des lübischen Rechts 
. ausgefertigt. In Preußen haben Elbing (1237), Braunschweig und Frauenburg 
den Gebrauch lübischen Rechts vom Landesherrn, dem Hochmeister, erstritten; 
Memel, ursprünglich Neu-Dortmund geheißen, lebte im 13. J h. nach lübischem 
Recht (Rechtskodex von 1254), ging aber später zum kulmischen ‚(magde- 
burgischen) über. Der Hauptort lübischen Rechts in den baltischen Landen war 
Reval (Verleihung von 1248), daneben galt es in Narwa, Wenden, Wolmar. 


Der Verbreitung entsprach eine beträchtliche Anzahl von Rechtshand- 
schriften, die man in den neuen Städten aus Lübeck erbat und erhielt. Zu- 
nächst (bis zum Jahre 1263) waren sie in lateinischer Sprache abgefaßt; danach 
ging man zur niederdeutschen Sprache über, und auch ein solcher deutscher 
: Kodex konnte von der Tochterrechtsstadt angeschafft werden (z. B. Reval: lat. 
Kod. v. 1257, dt. Kod. v. 1284). Naturgemäß ist der Umfang der Rechtsaufzeich- 
nungen um so größer, je jünger sie sind. Von etwa 90 Artikeln der lateinischen 
Handschriften (die Zahl wechseltsehr) wuchs der Umfang bis auf 240 Artikel an. 


Dem Inhalt nach enthielten diese Statuten, was als lübische Besonder-. 
heit des Aufzeichnens für wert erachtet wurde, wobei Urteile des Lübecker 
Rats und Willküren (decreta) am meisten zum Stoff beitrugen. Eine reiche 
Zahl von Einzelweisungen (insbes. für Kolberg und Elbing) aus der Zeit um 
1300 kommt hinzu. Besonders wichtig wurde aber für den lübischen Rechts- f 
kreis die Rechtsprechung des Rats von Lübeck als Oberhof des ganzen meer- 
weiten Gebiets. Diese Funktion des Rats als „Höchsten Gerichts“ ist eine 
Eigentümlichkeit des lübischen Rechts - im Unterschied zum Magdeburger, 
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dessen Gerichtsverfassung auf dem Schöffengericht, das neben dem Stadtrat 
amtierte, beruhte. r 
In der lübischen Gerichtsverfassung haben wir grund- 
‚sätzlich zwei städtische Gerichte zu unterscheiden: das ursprünglich vom stadt- 
} herrlichen (in Lübeck seit 1181 also kaiserlichen) Vogt geleitete, später sogen. 
 Niedergericht, und das Gericht des Rats. Indem der Vogt - in Lübeck noch vor 
| 1250 - städtischer Beamter wurde, dem zwei Ratsherren (sogen. Gerichtsherren) 
zur Seite saßen, wurde das Vogtgericht, das ursprünglich landgerichtliche 
Zuständigkeit hatte, zum Gericht der kleineren Sachen bzw. zur bloßen Ver- 
handlungsinstanz ohne materielle Entscheidung. Das letztere galt in Hand- 
und Halssachen, bei denen nach Verhandlung im Niedergericht der Rat in 
 nichtöffentlicher Sitzung das Bluturteil fand und durch den Niederrichter 
' wieder ausgeben ließ. Im übrigen war die Zuständigkeit zwischen Vogt und 
- Rat verwickelt verteilt; z. T. konkurrierte sie derart, daß entschied, wo ein 
Rechtsstreit zuerst anhängig gemacht worden war. Ausschließlich vor das 
Niedergericht gehörten Injurienklagen, Pfand-, Konkurs-, Räumungs-, Schuld- 
sachen. Erbschafts- und Grundstückssachen gehörten vor den Rat. Schon früh, 
nach den ältesten Handschriften, gab es einen Rechtszug (Urteilsschelte) 
vom Vogtgericht an den Rat. In den lübischen Städten aber galt der weitere 
Satz: 
„Wert in den steden oder in den wikbelden, dar unse recht is, ghevunden 
jemende en ordel, dat wist men vor den rat, ofte he dat bescheldet; wert it 
eme denne so ghevunden van deme rade, dat it eme nicht behaget, so mach het 
beschelden vort vor unsen rat.“ 

So war in den Städten der weitere Rechtszug nach Lübeck, an 
die dritte Instanz also, gegeben. Von dieser Möglichkeit haben die lübischen 

"Städte auch regen Gebrauch gemacht, zumal nachdem der Rat von Lübeck 
(15. Jh.) es ablehnte, anders als auf geschehene ordentliche Appellation hin 
noch Rechtsauskünfte zu erteilen. Viele Hunderte solcher Urteile sind heute 
noch erhalten, man hat sogar offizielle Sammlungen der wichtigsten Entschei- 
dungen angelegt (in Lübeck Codex ordaliorum Lubecensium v. J. 1525; in 
Reval Cod. ord. Lub. 1531). Das Rechtszugverfahren war so, daß die Parteien, 
denen das vom Rate der Stadt gefundene Urteil „nicht behaget“, persönlich 
oder durch Bevollmächtigte (Anwälte, rhetores, procuratores) in Lübeck 
erscheinen mußten, wohin ihr Heimatrat das gescholtene Urteil einsandte. Nur 
für Reval (Narwa appellierte nur nach Reval) machte man der großen Ent- 
fernung wegen die Ausnahme, daß man auf schriftliche Appellation in Lübeck 
entschied. 

Dieser Rechtszug hat in der Hauptsache bis zum Ende des 16. Jhs. gehalten; 
aus Rostock sind uns Appellationen noch aus dem Anfang des 18. Jhs. bekannt. 
Im allgemeinen setzte die aufkommende landesherrliche Gewalt und ihr 
Streben nach Abschließung ihrer Territorien, Errichtung eigener Hofgerichte, 
dem Rechtszug nach Lübeck ein Ende. Lübische Stadtverfassung und lübisches 
Recht behielten aber die Städte noch weiterhin, meist bis zum Ende des 
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19. Jhs. In Lübeck hatte man im Jahre 1586 auf Drängen der lübischen Städte 
aus den vorhandenen niederdeutschen Rechtshandschriften, unter Weglassung 
des Veralteten und Aufnahme neuerer Ratsurteile, das sogen. Revidierte 
Stadtrecht in hochdeutscher Sprache herausgebracht; auch wo die Rechtszug- 
verbindung zur Mutterstadt schon unterbrochen war, übernahm man doch 
das Revidierte Gesetz, dessen Geltung dann erst mit der Gesetzgebung des 
Bismarckreiches (Allg. Dt. Handelsgesetzbuch, Bürgerl. Gesetzbuch) endete. 
Für die Ausdehnung des lübischen Rechts waren nicht nur die lübischen 
Städte von Belang. Die Reichsstadt an der Trave, die Kaiser Karl IV. zu den! 
' fünf mächtigsten des Erdenrunds rechnete, war nicht nur Oberhof und Mutter-' 


ehe 


stadt von über hundert Städten lübischen Rechts, sondern auch Vorort und‘ 


Königin der Hanse. Dieser Bund deutscher Kaufleute, hinter denen, ihre‘ 
Städte standen, besaß seine Kontore, d.h. Niederlassungen, in Brügge, 
Antwerpen, London, Bergen (Norwegen) und Nowgorod am Ilmensee. Von 
kaum zu überschätzender Bedeutung war auch der hansische Heringsfangplatz 
an der Südwestspitze Schwedens, in der Landschaft Schonen (bei Skanör und 
Falsterbo). Seit Ende des 13. Jhs. war nun Lübeck auch Appellationshof für 
Rechtsstreitigkeiten, die aus jenen Kontoren kamen. Damit erweiterte sich der 
Sendebereich des lübischen Rechts (- denn in Lübeck entschied man nach 
lübischem Recht -) nach Osten abermals über Narwa hinaus. Der St. Peterhof 


der Deutschen zu Nowgorod bezog seine Statuten (Skraen) aus Lübeck; soweit 


sie Strafrecht und Privatrecht behandeln, enthalten sie lübisches Recht. Erst 
die Schließung des Deutschen Hofes zu Nowgorod um das Jahr 1500 beendete 
die Geltung deutschen Rechts an diesem uralten Treffpunkt des’ russisch- 
europäischen Handels. 

Die Gerichtsverfassung mit ihrer Ratsgerichtsbarkeit war eine lübische 
Besonderheit, wie auch, daß das Vogtgericht keine Schöffen kannte. Der vor- 
. sitzende Richter (Vogt) erfragte das Urteil aus den Umstehenden (dem „Um- 
stand“), unter denen sich wohl auch ein besoldeter Rechtsfinder befand; später 
wurde es von den vor Gericht tätigen Anwälten (Prokuratoren) gefunden. 

Eigentümlich war dem lübischen Recht ferner, daß der Rat nicht von der 
Gemeinde gewählt wurde, sondern sich aus einer begrenzten Zahl ratsfähiger 
Familien durch Zuwahl selbst ergänzte. Man hat diesen „status aristocraticus“ 
in den lübischen Städten selbst als „Regiment der Weisesten und Besten“ 
bezeichnet. Handwerker waren nicht ratsfähig, auch Nichtdeutsche nicht, was 
für Städte wie Reval besondere Bedeutung hatte. 

Unter den Bürgerrechten ist die Beschränkung der Wehrpflicht auf die 
Verteidigung der Stadt hervorzuheben. 

Im übrigen charakterisiert das lübische Recht, daß seine Institute dem! 
Wesen der Stadt als einer See- und Handelsstadt entsprachen. Das 
geht bis in die Rechtsordnung des ehelichen Güterrechts hinein. Im Gegensatz 
zur sogen. Verwaltungsgemeinschaft des sächsischen Rechts, die das Eigentum 


der Ehegatten getrennt läßt und noch heute als gesetzlicher Güterstand bei uns 


gilt, stand die Gütergemeinschaft des lübischen Rechts. Bei ihr war die 


. 
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Behandlung des Vermögens der Ehegatten eine verschiedene, je nachdem die 
Ehe (durch gemeinsame Kinder) „beerbt“ war oder nicht. Die „unbeerbte“ 
Witwe des verstorbenen Mannes konnte ihren Brautschatz (das Eingebrachte) 
wieder an sich nehmen (,„freien“), falls sie nicht sich mitverpflichtet hatte oder 
als Kauffrau im Geschäft mit tätig gewesen war. Die beerbte Witwe haftete 
dagegen für dieSchulden desMannes auch mit ihrem Vermögen;denn - begrün- 
den die Revisoren von 1586 diese Regelung - es sei „viel besser, daß privat- 
Personen, sonderlichen aber die Frauen, an ihrem Gut und Patrimonio etwas 
Schaden leiden, dann daß der glaube in Kauffhendeln geschwechet werde oder 
gar bey dieser Stadt fallen solle, zu derselben unheil und undergang“. Über- 
haupt lassen die lübischen Statuten erkennen, daß „diese Stadt Lübeck eine 
‚Kauffmann Stadt ist, auff. Handel und Wandel gewiedmet ist, dabey 
' Trew und Glauben sein mus“ (Vorwort zum Stadtr. v. 1586). So nehmen die 
| Rechtssätze über Kauf, Frachten, Bürgschaft, Schiffsrecht, Bestrafung von 
falschem Maß und Gewicht, Nachrede, Diebstahl, einen breiten Raum ein. Zu 
den frühesten gesetzgeberischen Maßnahmen des Lübecker Rats gehörten auch 
Vorschriften über Schuldenwesen, d. h. über Konkurs, Arrest und Vergleich. 
Prozeßrechtlich mag die Beschleunigung zugunsten (und Ungunsten) Auswär- 
tiger, der Gäste (im sogen. Gastgericht) erwähnt werden, ferner die Regelung 
‚des Beweises „nach toter Hand“, d. h. nach dem Tode des Schuldners, die 
Beweiskraft der Kaufmannsbücher usw. 

Von großer Bedeutung für das städtische Rechtsleben wurde die Ausbildung 
des Stadtbuchwesens. Nachdem man in den lübischen Städten beim 
Rat (nicht bei Gericht) ein Buch verschiedenen Inhalts über die vor dem Rate 
vorgenommenen Rechtsgeschäfte - Grundstücksauflassungen (nach lüb. Recht 
nur vor dem Rate gültig), Verpfändungen, Schuldbekenntnisse, Handels- 
gesellschaften, Vergabungen von Todeswegen u. a. - geführt hatte, ging man 
noch im 13. Jh. dazu über, Grundbücher (Erbebücher) und Schuldbücher zu 
ı trennen. Die Rechtsgültigkeit von Auflassungen und Pfandrechtsbestellungen ; 

wurde von der Eintragung ins Erbebuch abhängig, wie es dann im 19. Jh. 
allgemeines deutsches Recht wurde.-Die langen Reihen lübischer Stadtbücher, 
durch sieben Jahrhunderte ununterbrochen fortgeführt, zählen zu den stol- 
zesten Besitztümern der lübischen Archive. 

Abgesehen von den baltischen Städten befand sich der lübische Rechtskreis 
innerhalb der Grenzen des deutschen Reiches und Preußens. Ein Substanz- 
verlust trat somit im Laufe der Geschichte nicht ein. Und auch das baltische 
Deutschtum konnte im Rahmen der russischen Ostseeprovinzen sein beson- 
deres Stadtrecht erhalten, sodaß das ferne Reval die Stadt wurde, in der das 
lübische Recht überhaupt am längsten gelebt hat, in Teilen bis zum Jahre 1920. 

j In den Jahrhunderten seiner Blüte war der lübische Rechtskreis ein 
| geschlossenes, festgefügtes Gebilde gewesen, unter der absoluten und strengen 
Führung Lübecks, mit straffem Rechtszugssystem, bestehend 
| aus lauter meerzugewandten Städten, die mit dem sie umgebenden Lande wohl 
| in Wirtschafts-, aber nicht in Rechtskommunion standen. Aus der Siedlungs- 


\ 
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stadt Lübeck, die einst ihr Stadtrecht in nuce aus Soest, der Heimat ihrer 
ersten Siedler, erhalten hatte, war die bedeutendste rechtsschöpferische Kraft 
des deutschen Nordens geworden. Auf der lübischen Verfassung und Bürger- 
freiheit beruhte der Reichtum und die Macht der deutschen Seestädte an der 
Ostsee. 


Magdeburg und das Magdeburger Recht //// 


Ein anderes Bild und Gebilde, weniger straff und scharf umrissen, vielmehr \ 
großflächiger, lockerer und aufgegliederter, erhalten wir, wenn wir uns 
Magdeburg und seinem Recht zuwenden. Die frühe Bedeutung des im 
Jahre 805 zuerst genannten Ortes haben wir schon festgestellt; in diesem J ahre 
wird Magdeburg (in einem Kapitular Karls d. Gr.) als einer der drei Plätze 
erwähnt, von denen aus mit den Slawen und Avaren Handel getrieben werde. 
Otto d. Gr., der erste sächsische Kaiser, gedachte der Stadt die Aufgabe zu, die 
Metropole des Ostens, Gegengewicht zur Stadt Karls d. Gr., Aachen, 
zu werden, als er im Jahre 937 das Kloster des H. Mauritius dort gründete. In 
politischer Bedeutung, als Reichshauptstadt, ist sie es nicht geworden; die 
späteren deutschen Könige sind am Grabe Kaiser Karls, nicht Kaiser Ottos, des 
eigentlichen Gründers des Deutschen Reiches, gekrönt worden. Wohl aber ist 
Magdeburg - neben Lübeck - zur Metropole des deutschen Ostens in jenem 
anderen, rechtlich-kulturellen Sinne geworden, der uns hier beschäftigt. 

Die Lückenhaftigkeit der Überlieferung - wohl durch Tilly mit seiner | 
Zerstörung der Stadt im Jahre 1631 verursacht - hat es verschuldet, daß wir 
von der frühen Rechtsverfassung der Stadt und auch sonst von ihren frühen | 
Verhältnissen wenig wissen. Im 12. Jh. jedenfalls hat die Bürgerschaft ihre 


Selbstverwaltung unter einem Stadtschultheißen, ihr sächsisches Schöffen- | 


gericht (mit einem Richter und 11 Schöffen), ihre Krämer- und Handwerker- 
innungen und entschieden politischen Einfluß. So lag es nach dem damals 
üblichen Verfahren durchaus nahe, daß ihr Recht auf die neu entstehenden 
Städte zunächst des Mittelelbegebietesübertr a gen wurde. Um1150 erhielt 
Stendal „justiciam Magdeburgensium civium“ mit Rechtszug nach 
Magdeburg, Leipzig um 1160 das jus Magdeburgense, Jüterbog 1174 und sicher 
schon vor dieser Zeit Halle. Bald wurden die Kreise größer. Stendal z. B. wurde 
‚seinerseits Mutterrechtsstadt für Kyritz (1237), Wittstock (1248), Neu-Ruppin 
(1256). In der Mark Brandenburg wurde die Stadt Brandenburg, selber mit 
Rechtszug nach Magdeburg, zum Oberhof fast aller märkischen Neugrün- 
dungen: Berlin, Kölln, Spandau, Eberswalde, Bernau, Treuenbrietzen, Straus- 
berg, das letztere wieder für Küstrin, Zellin, Bärwalde, Soldin, Werneuchen 
usw. - sodaß wir hier schon einen dreifachen Rechtszug finden, eine 
für das magdeburgische Recht wesentliche und typische, dem lübischen Recht 
(jedenfalls seit dem 14. Jh.) unbekannte Erscheinung. Während der lübische 
Rechtskreis straff und streng auf die eine Mutterrechtsstadt ausgerichtet war 
(Ausnahme: Reval-Narwa), gab es in der magdeburgischen Stadtrechtsfamilie 
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| bis zu neun Berufungsmöglichkeiten, als eine Reihe von Tochterrechtsstädten, ; 
Breslau, Krakau, Thorn, Kulm, Leipzig, Neumarkt i. Schl., Schweidnitz, 
Leitmeritz, Olmütz, Troppau, Lemberg, Posen, ihrerseits zu Oberhöfen weiter 
Gebiete geworden waren. 
| Die Bewidmungen mit Magdeburger Recht setzten sich, wie in noch 
‚verhältnismäßig kleinen Maßstäben in Brandenburg und Meißen, vom 13. Jh. 
an weiter nach Osten in immer weitläufigeren Räumen fort. Dabei lassen sich, 
lim großen gesehen, drei Gürtel der Rechtsverbreitung. unterscheiden: 
"einmal das Gebiet geschlossener ländlicher und städtischer deut- 
scher Besiedlung, in welchem also Städte magdeburgischen Rechts 
inmitten von Dörfern sächsischen Rechts lagen, also im wesentlichen dasReichs- 
gebiet (neuer Ausdehnung) und Preußen. Ihm schließt sich der - im wesent- 
lichen polnische - Raum an, in welchem Städte mit anfänglich ziemlich rein 
deutscher Bürgerschaft nach Magdeburger Recht sich erhoben, 
das umliegende Land aber keinen geschlossenen und, je weiter nach Osten, 
einen um so verstreuteren deutschen Siedlungsboden bildete, der noch weiter 
hin kaum noch deutsche Dörfer aufwies. Der dritte Gürtel wurde geschaffen, 
als Magdeburger Stadtrecht auf die Städte der Ukraine übertragen wurde, in 
denen das deutsche Element keine maßgebliche Rolle mehr spielte. Hier diente 
die Verleihung deutschen Stadtrechts wesentlich dazu, auch diese Städte der 
tausendfach bewährten deutschen Bürgerfreiheit und euro- 
päischen Kultur anzuschließen. Magdeburger Recht bildete hier einen 
‚von seinen ursprünglichen Trägern losgelösten, objektiv gewordenen BeRR 
von Einrichtungen (Verfassung) und Normen. 

Im ersten Gürtel sind es, außer den Lausitzen (z. B. Görlitz, mit 
Lauban, Marklissa, Weißenberg, Reichenbach usw. als Tochterrechtsstädten), 
Mecklenburg (Stargard, Neubrandenburg, Strelitz), Pommerellen (21 Städte), 
das Sudetenland, Schlesien und Preußen. Gab es in Böhmen, Mähren und 
„Österreichisch“-Schlesien ohnehin nur Städte deutschen Rechts, so waren die 
sudetenländischen Randgebiete überhaupt geschlossen deutsch 
besiedelt. In Mähren erhielt Mährisch-Neustadt i. J. 1223 Magdeburger Recht, 
wie es bereits Freudenthal hatte; Olmütz, Troppau, Braunsberg folgten; in 
Böhmen dann Leitmeritz, Kolin, Königgrätz, Aussig. Der Rechtszug aller 
dieser - und vieler anderer kleiner - Städte ging nach Magdeburg, bis 1352 
Olmütz für Mähren und 1378 Leitmeritz für Böhmen zu alleinigen Oberhöfen 
bestimmt wurden. In Schlesien erhielt ein Teil der Städte magde- 
burgisches Recht unmittelbar, ein anderer, größerer durch Vermittlung einer 

“ schlesischen Stadt. Zu jenen gehören Goldberg (1211), Breslau (vor 1241), 
Schweidnitz (1336), Löwenberg; das als Oberhof bedeutende Neumarkt wurde 
mit dem Recht von Halle (1235, also mittelbar Magdeburger Recht) bewidmet. 
Breslauer magdeburgisch Recht, mit Rechtszug nach der schlesischen Metro- 
pole, ging an über 65 Städte, darunter Glogau (1280), Brieg (vor 1290), Liegnitz 
(1293), Neiße (1308), Haynau (1357), Namslau (1359), aber auch Krakau (1257), 
das von Angehörigen Breslauer Bürgerfamilien gegründet wurde. Gelegentlich 
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wurde später der Rechtszug geändert, sodaß Goldberg statt nach Magdeburg, 
nach Breslau und auch nach Liegnitz „zu Haupte gehen“ konnte, usw. 


InPreußen wurde die Gründung der Stadt Kulm (Kulmer Hand-, 


feste von 1233), nach Magdeburger Recht und mit Rechtszug an „Unseres 
Herrgotts Kanzlei“ - wie Magdeburg im Reformationszeitalter als Hochburg 
protestantischer Lehre genannt worden ist - zum Ausgangspunkt der Besied- 
lung Preußens nach „kulmischem“ Recht. Der Landesherr, der Deutsche Ritter- 
orden, führte ein straffes Regiment in diesem modernsten Staatsgebilde des 
Mittelalters. Die Kulmer Handfeste Hermanns von Salza, das „Grundgesetz“ 
des Deutschordensstaates, wandelte die im sonstigen deutschen Siedlungs- 
gebiet üblichen Rechtsgrundlagen der Städte im Sinne einer „Landesplanung“ 
(Kötzschke) mit bewundernswürdigem politischen Weitblick um. $ 4 schrieb die 
Geltung magdeburgischen Rechts vor, doch finden sich Änderungen, z. B. 
hinsichtlich der Gerichtsbußen; an Stelle des Burggrafen nahm der Komtur 
die staatlichen Hoheitsrechte wahr. Die Autonomie der Städte (Willkürrecht) 
war durch die Genehmigungspflichtigkeit der Willküren seitens des Ordens 
. begrenzt und vereinheitlicht. Andererseits bot die Handfeste bürgerliche Frei- 
heiten hinsichtlich Schoß (Steuer) und Abgaben, Wehrdienst und Gewerbe, 


daß sie einen starken Anreiz auf Siedler ausüben mußte. Zwar waren erst 


Kulm und Thorn angelegt, der künftige Staat erst eine kleine Insel an der 
Weichsel inmitten endloser Wälder, aber schon stand der „Plan“ in seinen 
Umrissen vor dem geistigen Auge seines Schöpfers, wenn dieser die Stadt 

"Kulm gleich zum Oberhof des künftigen Staates erhob. Das 
blieb Kulm, dessen Schöffenbank im Lande kurz „der Kolm“ genannt wurde, 
bis nach dem Zweiten Thorner Frieden (1466), nach welchem Königsberg der 
neue „Oberkolm“ wurde. 

Kulmisch Recht war aber nicht nur als Stadtrecht geeignet, vielleicht auch 
nicht gedacht. Die Handfeste regelte auch den bürgerlichen und ritterlichen 
Landbesitz in weitem Umfange, und so erweiterte sich ihr Geltungsbereich 
schon sehr bald auf die ländliche Siedlung, deren Besitzverhältnisse 
(Leistungen, Lasten, Erbrecht mit Töchtererbrecht) - für die danach sogen. 
Kölmer - ebenfalls nach Kulmer Recht als geregelt galten. So wurde die Hand- 

. feste allmählich, weil für Stadt, Dorf und Lehngut gültig, zur Grundlage für 
das Recht des Deutschordensgebietes überhaupt. 

Zum zweiten Gürtel, mit deutschen Städten im gemischt- oder 
fremdbesiedelten flachen Lande, rechnen Böhmen und Polen, aber auch 
Ungarn. In Böhmen und Ungarn ist es freilich nicht Magdeburger Recht 
alleine, das uns hier als deutsches Stadtrecht begegnet. In Prag z. B. befand 
sich jedenfalls schon im 11. Jh. eine deutsche Kaufmannsniederlassung, welcher 
' der Gebrauch deutschen Rechts etwa im Jahre 1173 bestätigt wurde; aus dieser 
Gemeinde ist die Altstadt Prag erwachsen, deren Recht, seinerseits mit dem 
Nürnberger verwandt, auf eine ganze Anzahl Städte des böhmischen Beckens 
übertragen wurde. Ein anderer bedeutender Oberhof im Lande war Brünn, 
‚dessen Recht Verwandtschaft mit dem Wiener Stadtrecht verrät, und Iglau 
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wieder besaß ein deutsches Stadtrecht, das dem von Brünn ähnelt. Auch die 

Entnationalisierung der Städte nach den Hussitenkriegen konnte das deutsche 

Stadtrecht nicht beseitigen. Das tschechisch geschriebene Stadtrecht (Koldins) 

* für die böhmischen Städte von 1579 war eine-inhaltlich unveränderte Wieder- 
gabe des Altprager Stadtrechts, dessen Sieg über das Magdeburger hiermit nur 
vollzogen und im Jahre 1610 durch Landtagsbeschluß (Aufhebung des Magde- 
burger Rechts) bestätigt wurde. 

In Ungarn haben wir einmal die.großen Gebiete deutschen Volkstums, 
Siebenbürgen (der berühmte Freibrief von 1224 für die „deutschen Gäste 
hinter dem Walde“) mit Hermannstadt und Kronstadt, nach „Sachsenrecht“ 
lebend, die Zips, das Gebiet der ungarischen Bergstädte (mit Iglauer Recht). 
Von den Städten hat Stuhlweißenburg bereits im Jahre 1217 deutsches Recht, 
das an zahlreiche weitere Städte weiterverliehen wurde (Raab, Neutra, 
Tyrnau). Deutsches Recht galt auch in Ofen und Pest. Neu-Ofner und Karpfe- 
ner Recht wurden auf Komorn, Ödenburg, Kaschau, Sillein übertragen. In der 
Slowakei besaß Preßburg schon im 13. Jh. deutsches Stadtrecht. Das Ofener 
Stadtrechtsbuch und die Zipser Rechtsaufzeichnungen sind MagdeburgerRecht. ° 
Selbst in Rumänien finden wir deutsche Gemeinden, etwa Neamtu an der 
Moldau, Kimpolung („Lange Aue“) in der Walachei, Baja an der Moldawa, wo 
die Bürger als „Sachsen“ bezeichnet werden. (Die Bedeutung des deutschen 
Rechts im Donauraum ist mit diesen kurzen Angaben bei weitem nicht 

. erschöpfend dargestellt. Der dieser Schrift gesteckte Rahmen läßt es indes 
nicht zu, auf die z. T. noch der quellenmäßigen Aufhellung bedürftigen Ver- 
hältnisse des Südostens einzugehen. Es ist beabsichtigt, sie im Rahmen dieser 
Schriftenreihe an anderer Stelle zu behandeln. ) 

Kehren wir jedoch zum Magdeburger Recht in Polen zurfde Von den 
ländlichen deutschen Siedlungen nach Sachsenrecht haben wirschon gesprochen. 
Mit der Ansetzung deutscher Städte mit deutschen Bürgern und nach deut- 
schem Recht begann man in großer Zahl im 13. Jh. Unter dem großpolnischen 
Herzog Wladislaw Odonicz beginnen 1211 die Siedlungsprivilegien. Der mäch- 
tigste Förderer deutschen Städtebaus - die Siedler kamen nicht von selber, 
sondern wurden von den polnischen Fürsten geworben und herbeigezogen - 
war Kasimir d. Gr., der deshalb auch der „Bürgerkönig“ genannt - 
wurde und von dem die polnische Geschichtsschreibung sagt, er habe ein 
hölzernes Polen empfangen und ein steinummauertes hinterlassen. Man darf 
indes nicht übersehen, daß diese steinernen Mauern sich um Städte zogen, die 
von Deutschen errichtet waren. Der deutsche Bürger kam, um Wirtschaft und 
Kultur des Landes auf einen Stand zu heben, der dem Lande bisher unbekannt 
war. Der Bürger, d. h. der Kaufmann und der zünftige Handwerker, kam 
aber nur, wenn man ihm das in Deutschland gewohnte freiheitliche Bürger- 
recht gewährte. Das aber war Magdeburger Recht, zumal die Mehrzahl der 
Siedler aus Schlesien oder wenigstens über Schlesien kam. Stadt um Stadt 
erhob sich, von europäischem Rang, wie Krakau, oder als bescheidener Mittel- 
punkt einer kleineren Landschaft. Daß die deutschen Siedler nach deutschem 
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Recht leben wollten, war nicht allein der Wille zur Beibehaltung von Gewohn- 
heit und Tradition, sondern wohlbedachte politischeForderung und Förderung. 
Wie wollte sich der deutsche Kulturpionier behaupten, wenn ihm oder seinen 
Nachfahren das Untertanenschicksal drohte, das den polnischen Bauern der 
Willkür des Grundherrn auslieferte! Freiheit war daher die Grund- 
forderung, persönliche Freiheit, Freiheit der Selbstverwaltung durch eigene 
städtische Organe, und Freiheit der Gerichtsbarkeit durch deutsche Schöffen- 
bänke. 

Wieviele deutsche Städte in jenen Jahrhunderten in Polen | 
angelegt worden sind, läßt sich nur schwer genau festlegen. Nicht wenige 
sind später, teils durch Kriegsereignisse (Tataren-, Russeneinfälle), teils durch 
Unterwanderung oder Verpolung, ihresdeutschen Elements verlustig gegangen, 
ganze Siedlungsgebiete, etwa in den Karpathen, sind wieder wüst geworden. 
Wie die deutschen Bürger- und Bauernnamen sind auch die Dorf- und Stadt- 
namen polonisiert worden,etwa Henselshaw zu Handzlowka, Hussau zuHusow, 
Hatshoff zu Haczow, Bernhau zu Binarowa usw. ; = 

Einige Zahlen: In Großpolen sind bis zum Jahre 1500 mindestens 153 Städte 
mit deutschem Recht begabt worden, auf dem zerstreuten Grundbesitz der 
Erzbischöfe von Gnesen 215 deutschrechtliche Siedlungen, im Lande Lemberg 
zählte man um 1772, zur ersten Teilung Polens, 73 Städte und 95 Dörfer zu 
deutschem Recht. Warschau, die heutige Hauptstadt Polens, erscheint im Jahre 
1334 als deutschrechtliche Stadt mit einem Vogt. Krakau (1257), Sandomir 
(1286), Wieliczka (1289), Bochnia (1253), Alt- und Neu-Sandez (1273/92) sind 
im 13. Jh. von deutschen Einwanderern geschaffen worden. Lemberg, Kalisch, 
Plozk, Lublin, Cholm, Tarnow folgen, die vielen kleinen Orte ungezählt. 

Waren Krakau und Bochnia von Breslau aus gegründet und mit Rechtszug 
dorthin begabt gewesen, so wurde doch Krakau bald der Oberhof der 
Städte magdeburgischen Rechts in Polen, die Stadt, in die anfänglich nach dem 
Willen des Landesherrn Polen nicht als Bürger aufgenommen werden durften. 
Im Jahre 1356 verbot König Kasimir den Rechtszug nach Magdeburg und 
richtete das Krakauer deutsche Gericht zu einem Oberhof zumindest für die 
Städte Kleinpolens ein. Nicht unerheblich war dabei der Wunsch, die deutschen 
Bürger im Interesse eines selbständigen Polen möglichst von der Heimat zu 
lösen. Bekannt ist allerdings, daß nach wie vor nicht wenige Bitten um Rechts- 
belehrung aus Polen nach Magdeburg gingen; auf diesen, der nationalen 
adligen Partei Polens um 1500 als Schmach erscheinende Zustand nimmt ein 
Pamphlet Johann Ostrorogs (Monumentum pro reipublicae ordine) Bezug, in 
welchem es anklagend heißt: „O Verblendung, o Schwäche, o Schmach, 
o Schande, daß man sich in unserm ruhmreichen Königreiche, über den König 
hinwegsetzend und die Großen mißachtend, nach Magdeburg begibt, um Recht 
zu finden. Gibt es denn in diesem freien Königreiche keinen gerechten Richter, 
keine weisen, bedächtigen und gelehrten Männer, daß man sich Rat holt bei 
unsauberen, schmutzstarrenden Handwerkern und Menschen des niedersten 
Standes, die nicht zu den gelehrten Männern, sondern zur ärgsten Hefe des 


Volkes gehören!“ Außer Krakau bestanden aber auch in Polen selbst noch 
einige weitere Oberhöfe, wie Lemberg, Sandomir, Alt-Sandez, Krosno. Auch 


die polnischen Hofgerichte (Lehns- und Obergerichte) richteten nach deutschem i 
Recht, insbesondere das judicium magnum auf dem Wawel, der fürstlichen 


Burg zu Krakau (seit 1312). 


Der dritte Gürtel magdeburgischen Rechts wächst ohne klar erkenn- 
bare Grenze aus dem zweiten heraus. Als Polen unter Wladislaw Lokietek 
(1320) und vor allem unter Kasimir d. Gr. (1340) seine Politik nach Osten 
wandte und die Gebiete von Rotrußland bis zur Ukraine eroberte, 
begann eine erneute Ausbreitung des deutschen Siedlungswerks. Die An- 
gleichung des Landes an die Rechts- und Wirtschaftsordnung Polens vollzog 
sich jetzt und nach seiner endgültigen Angliederung (1387) größtenteils in den 
deutschen Formen. Eine sehr unvollständige Zusammenstellung der im ehema- 
ligen österreichischen Kronland Galizien vereinigten kleinpolnischen und 
rotrussischen Gebiete nachweisbaren deutschrechtlichen Siedlungen ergibt die 
Zahl 650 (H .F. Schmidt, Deutschland und Polen S. 67). Die seit 1386 bestehende, 
bis zur Lubliner Union (1569) freilich nur lockere Verbindung Polens mit dem 
Litauischen Reich erschloß dem Vordringen deutschen Rechts weitere Riesen- 
räume. In diesen Gebieten fand eine Rezeption deutschen Stadtrechts statt, 
obwohl, je weiter nach Osten, desto weniger noch eine deutsche Bürgerschaft 
in den Städten lebte. Allerdings hat die ukrainische Forschung darzutun ver- 
sucht, daß schon vor dem gewaltsamen Anschluß des Landes an Polen (unter 
Kasimir) unmittelbare Beziehungen zum deutschen Recht bestanden haben: 
daß in Kiew eine deutsche Niederlassung - ein deutsches Kloster seit dem 
12. Jh. - bestand, ist außer Zweifel. Doch auch ein Schreiben der Bürger der 
- Stadt Volodymyr vom Jahre 1324, gerichtet an die Bürger von Stralsund, das 
Handelsbeziehungen zum Gegenstande hat, läßt die Möglichkeit offen, daß 
Volodymyr schon damals eine deutsche Stadtverfassung besaß. Aus dem Jahre 
‚1339 gibt es ein vom galizischen König Georg Boleslaw der Stadt Sianok in 
Galizien verliehenes Privileg auf das deutsche Stadtrecht. Dennoch wurden 
im großen erst seit Kasimir Städte zu deutschem Stadtrecht angelegt, und in 
den weiten Räumen bis zum Dnjepr löste sich das Institut der deutschrecht- 
lichen Siedlung aus seinem ursprünglichen Zusammenhang mit deutscher 
Bevölkerung. Hier wirkte das deutsche Stadtrecht nur mehr durch das Schwer-. 
gewicht seiner inneren Autorität. Seine Verleihung an nichtdeutsche Sied- 
lungen geschah im Interesse der Landes- und Grundherren, weitgehend unter 
dem Gesichtspunkt der Landesverteidigung. Schon als Mitte des 14. Jhs. ein 
großer Teil der Ukraine unter die Herrschaft des litauischen Großfürsten kam, 
wird zum ersten Male einer ukrainischen Stadt deutsches Recht verliehen, und 
zwar Kamianec in Podolien (1374). In schneller Folge schließen sich weitere 
Städte an. Im 15. Jh. erhält Kiew deutsches Recht vom litauischen Groß- 
fürsten. Ihm war vor allem daran gelegen, der unmittelbaren Sorge um die 
Festungen und Garnisonsplätze enthoben zu sein, und so wurde der einfache 
Weg beschritten, daß man den Städten, den Kaufmanns-, Bürger- und Markt- 


plätzen, Erleichterungen gewährte - und das waren die im deutschen Recht 
enthaltenen Freiheiten - und sie zugleich verpflichtete, die Festungsbauten 

. (Mauerbau) instand zu halten. Ende des 16. Jhs., als nach der Lubliner Union 
fast die gesamte Ukraine unter polnische Hoheit gekommen war, bemühte 
sich die Regierung, auch die Ostukraine zu kolonisieren und zu befestigen. 
Darum wurde das Magdeburger Recht auch auf Ostpodolien, das Kiewer 
Gebiet und die linksufrige Ukraine ausgedehnt. 1585 wurde es Perejaslaw, im 
späteren Gebiet von Poltawa, verliehen, im 17. Jh. auch Tschernigow, Nezin, 
Starodub, Pohar und anderen. In allen Städten bis zum Dnjepr und einigen 
jenseits, so darf man sagen, hat Magdeburger Recht gegolten, sowohl was die 
Stadt- und Gerichtsverfassung, als auch das materielle Recht angeht. Im 18.'Jh. 
erst erreicht das deutsche Stadtrecht seinen östlichsten Punkt mit 
der Bewidmung von Poltawa (1752). 


Im Jahre 1648 „machte der Aufstand des Bogdan Chmelnickij die Ost- 
‚ukraine von polnischer Herrschaft frei. Es entstand ein Kosakenstaat, mit 
einem Hetmann an der Spitze, der später das Protektorat des Zaren über sich 
anerkannte. Ende des 17. Jhs. wurde dieser Staat eine autonome Provinz des 
russischen Zarenreiches. Die Autonomie ging freilich weit, und die Städte 
behielten ihre Selbstverwaltung, ja Kosakenhetmane begründeten oder 
bewidmeten noch neue Städte (Poltawa, Haisin, Gluchov) mit deutschem Recht. 


Im 18. Jh., nach der Schlacht von Poltawa 1709, verlor die Ukraine ihre 
Autonomie nach und nach. Zwar kam sie noch zu einem eigenen Gesetzbuch, 
den „Rechten, nach welchen das kleinrussische Volk zu richten ist“ von 1743, 
und dieser Kodex hat an manchen Orten lokale Geltung bis in die Mitte des 
19. Jhs. gehabt. In ihm sind ganze Partien einfach dem deutschen Recht 
entnommen. Im ganzen aber beschnitt die russische Regierung die Selbst- 
verwaltung der ukrainischen Städte, sodaß die Ukrainer sich ihr gegenüber zur 
Verteidigung ihres, d. h. des ihnen vertraut gewordenen deutschen Rechts 
genötigt sahen. In einer Bittschrift an Katharina II. vom Jahre 1766 
wird von der Notwendigkeit gesprochen, das Magdeburger Recht 
beizubehalten. 1767 berief die Kaiserin eine Kommission zur Beratung eines 
Gesetzbuches für ganz Rußland, und auch hier baten die ukrainischen Stände- 
vertreter, ihrer Instruktion gemäß, um Beibehaltung desMagdeburger Rechts - 

ein ergreifendes Bild davon, welchen Kulturbesitz fremde östliche Völker 
einst im deutschen Recht gesehen haben. Doch die Tage des deutschen Rechts 
waren gezählt. 1783 wurde die allrussische Verwaltungs- und Gerichtsordnung 
in der Ukraine eingeführt, und die Städte erhielten eine neue Organisatio'ı 
nach einer allgemeinen Reichsordnung. Die freie deutsche Verfassung fiel. Doc’! 
kehrte man sich - ebenfalls nach allrussischer Weise - nicht viel an das neue 
Recht, und auch die Gerichte sprachen weiter Recht nach deutschen Quellen. 
Erst ein Erlaß Nikolaus I. vom Jahre 1831 hob die Gültigkeit des Magde- 
burger Rechts endgültig auf. 

Genau wie die Geltung des lübischen,'so hat auch die des Magdeburger 

Rechts in seinen östlichsten Stationen am spätesten geendet. In Polen, wo die 


Städte noch 1776 auf dem Warschauer Reichstage für die Beibehaltung ihres 
. alten Rechts eintraten, wurde es durch das Städtegesetz von 1791 außer Kraft 
gesetzt. Hinsichtlich Böhmens haben wir bereits den Landtagsbeschluß vom 
Jahre 1610 erwähnt, der nach Erlaß des sogen. Koldinschen Stadtrechts (das 
auf Altprager deutschem Recht aufbaute) das Magdeburger Recht aufhob; das 
Koldinsche Stadtrecht lebte bis zum Allgemeinen Österreichischen Bürger- 
. lichen Gesetzbuch von 1811. 2 
Innerhalb Deutschlands haben die Städteordnungen (Steinsche Reformen) 
die Magdeburger Stadtverfassung, die allerdings durch die staatsrechtliche 
Entwicklung Preußens nicht unberührt geblieben war, ersetzt. Das materielle, 
- Privat-, Prozeß- und Strafrecht war schon vorher durch Reichs- und Landes- 
gesetzgebung geregelt worden (z. B. Peinliche Halsgerichtsordnung von 1532, 
Kursächsische Konstitutionen von 1572, Landrecht des Herzogtums Preußen 
von 1620, revidiert 1720, Allgemeine Gerichtsordnung für die Preußischen 
Staaten 1781/1793, Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten 1791/93). 


Der Rechtszug nach Magdeburg hatte dagegen schon erheblich früher 
aufgehört. Noch im Mittelalter begegnen wir - nicht anders als 1356 in 

Krakau - zahlreichen Versuchen der deutschen Landesherrn, ihre Städte 
magdeburgischen Rechts von der Appellation nach Magdeburg abzuschließen, 
indem entweder eine landeseigene Stadt zum Oberhof erklärt wurde oder 
später die fürstlichen Hofgerichte und Juristenfakultäten an die Stelle gesetzt 
wurden. So verwies in Brandenburg Johann V. seine Städte an den Schöffen- 
stuhl von Brandenburg; erst von da sollte man nach Magdeburg gehen dürfen. 
“ Auf dem Landtage von 1503 wurde auf dem brandenburgischen Landtage # 
‘zwischen Kurfürst und Ständen beraten, welche Mittel es gäbe, „um die 
Belehrung nach Magdeburg abzustellen, damit das für diese Belehrung zu 
- zahlende Entgelt im Lande bleibe.“ Aber erst durch die konfessionellen Gegen- 
sätze zwischen der zunächst katholischen Mark und dem protestantischen. 
Magdeburg wurde die Oberhofstellung des Brandenburger Schöffenstuhls 
endgültig gesichert; gleichzeitig trat das Kammergericht neben ihn. = 

Da der Magdeburger Schöffenstuhl sich seine Rechtsmitteilungen gut 
bezahlen ließ, waren auch anderwärts die Landesherrn bestrebt, Magdeburg 
als „höchstes Recht“ auszuschließen; das allgemeine Streben nach Abrundung 
der staatlichen Gewalt des Landesherrn kam hinzu. In der Niederlausitz 
sollten seit 1532 statt Magdeburg die Juristenfakultäten Leipzig und 
Wittenberg um Rat befragt werden; in der Oberlausitz erging ein Rechtszug- 
verbot im Jahre 1504. Von Bedeutung wurde dann die Erklärung Magdeburgs 
in die Reichsacht, im Jahre 1547. König Ferdinand richtete 1548 eine Appella- 
tionskammer für alle Städte Schlesiens und der Lausitzen in Prag ein, neben 
der allerdings der Oberhof Breslau noch langehin tätig blieb. In Preußen 
wurde der Rechtszug vom Kulmer Oberhof nach Magdeburg im Jahre 1540 
aufgehoben. 28 

Ungeachtet aller Verbote sind aus allen Gegenden magdeburgischen Rechts 
noch lange Zeit Berufungen an die Quelle dieses Rechts, nach Magdeburg 


gegangen. Erst als im Jahre 1631 bei der Zerstörung der Stadt auch der 


EEE a EEE TE RR NE Rt Se 
a ER FEUERS, 


Schöffenstuhl und mit ihm sein ungeheuer großes Archiv an alten Aufzeich- 


= nungen und Rechtssprüchen in Asche sank, hatte die Metropole deutschen 


Stadtrechts im Osten ihre vorwaltende Macht verloren. 
Der verzweigten Verbreitung des Magdeburger Rechts entsprach eine Viel- 


zahl von Aufzeichnungen meist sehr beträchtlichen Umfanges. Sie 


alle aufzuführen, geschweige denn ihre gegenseitige Abhängigkeit Klarzu- 
legen, würde über den Rahmen unserer Zeichnung weit hinausgehen. Nur 
einige der wichtigsten und - wieder in verschiedenen Varianten und Bearbei- 
tungen - verbreitetsten seien genannt. 

Grundlage des Magdeburger Stadtrechts, etwa im Erbrecht, im Ehe- 
güterrecht, im Gerichtsverfahren, Buße und Strafe, aber auch in der Gerichts- 


"und (damit) Gemeindeverfassung ist der Sachsenspiegel. Aus dem 


Landrecht wurde, in Anpassung an bürgerrechtliche Einrichtungen (Rat, Kauf- 
mannschaft, Handwerkerzünfte, Schoß und Wacht usw.) das Weichbild- 


- recht. 


Aus Magdeburg selbst ist uns, wie schon bemerkt, an Rechtsquellen kaum 


etwas überliefert.Nurdas Privileg des Erzbischofs Wichmann von1188 


- bietet einigen Aufschluß über die frühe Form Magdeburger Rechts; seine 


wichtigsten Bestimmungen betreffen die Milderung der „vare“, d.h. der in der 


Strenge des alten Landrechts liegenden Gefahr, durch irgend einen Form- 
' fehler den ganzen Prozeß zu verlieren, ferner die Verhinderung der Prozeß- 
 verschleppung und die Möglichkeit eines Schnellverfahrens in besonderen 
" Fällen (bei Wegfertigkeit des Beklagten usw.). 


Die erste größere Quelle Magdeburger Rechts bildete das sogen. Halle- 


Neumarkter Recht von 1235, eine Rechtsmitteilung Halles an die 
 schlesische Stadt Neumarkt, die auf eine Mitteilung Magdeburss an Halle (vor 
1181) zurückgeht. Kürzere Rechtsmitteilungen Magdeburgs an Breslau (1261, 
- 1265) Kulm (1338), Schweidnitz (1363), Halle (1365), eine ausführliche für 
" Görlitz (1304), die Schöffenbücher der magdeburgischen Städte (vor allem 


Halle, von 1225 bis 1494), einige hundert Oberhofurteile Magdeburgs 


- tan Breslau (242 Stück), Görlitz (490), Posen, Leitmeritz und viele andere) sina 


Dokumente der lebenden Rechtsverbindung. 
Wesentlich umfangreicher, z. T. dicke Bücher, sind mehr oder weniger 


private oder amtliche Arbeiten uner das Magdeburger Stadt- 
recht. Die wichtigsten: 


Das Sächsische Weichbild, auch Rechtsbuch von der Gerichts- 
verfassung genannt (zw. 1241 und 1269. DasMagdeburger Schöffen- 
recht (zw. 1261 und 1295), aus Rechtssprüchen, die nach Breslau ergangen 


“sind. Aus einer Kompilation beider entstand die Vulgata .les sächsischen 


Weichbildes, die auch ins Lateinische, Tschechische und Polnische übersetzt 
wurde. Das sogen. Meißener Rechtsbuch (nach 1350), in welchem 


 Sachsenspiegel-Landrecht und Magdeburger Stadtrecht gegenübergestellt 


werden; es war in Böhmen, Mähren und Schlesien verbreitet und wurde auch 


a 


Rechtsbuch nach Distinktionen oder Schlesisches Rechtsbuch genannt. Für 
Schlesien noch wichtiger wurde das sogen. Magdeburg-Breslauer 
systematische Schöffenrecht (um 1350), hauptsächlich aus 
Rechtsmitteilungen und Schöffensprüchen in systematischer Ordnung be- 
stehend. Auf ihm, ferner dem Breslauer Landrecht, dem Sächsischen Weich- 
bild, dem Sachsenspiegel und Schöffensprüchen beruht die „Summa, der 
rechte Weg genannt“ des Breslauer Handels- und Ratsherrn Kaspar 
Popplau, ein Riesenwerk (Ende des 15. Jh.). Aus Umarbeitungen des Meißener 
Rechtsbuches entstanden: dassogen.Eisenacher Rechtsbuch unddie 
„Blume von Magdeburg“ des Nikolaus Wurm aus Neu-Ruppin (um 
1386), der auch ein entsprechendes Landrechtswerk über das Gerichtsverfahren 
unter dem Titel „Blume des Sachsenspiegels“ herausbrachte. 


Eine Fortbildung des Magdeburg-Breslauer systematischen Schöffenrechts, 
unter Anpassung an Kulmer Besonderheiten, war der „Alte Kulm“ 
aus dem später das sogen. Danziger Schöffenbuch (um 1450) entstand. Die 
„Neun Bücher Magdeburgischen Rechts“ entstanden 1402 

in Thorn. Eine Kurzfassung, vom Königsberger Notar Albert Pölmann (1409) 
istals „Pölmannsche Distinktionen“ verbreitet gewesen. 


Wohl die größte Verbreitung hatten aber die sogen. Magdeburger 
‚Fragen, eine Sammlung von Anfragen an den Oberhof Magdeburg nebst 
dazugehörigen Urteilen; preußischen Ursprungs, liegen sie in drei verschie- 
denen Bearbeitungen (systematisch und unsystematisch) vor (um 1400). 

Unter den in Polen entstandenen und weit verbreiteten literarischen 
Arbeiten und Sammlungen deutschen Rechts haben wir bereits die des Laski, 
‘ Jaskier und Szezerbicz genannt, welch letztgenannten Speculum iuris 
Saxonici sowohl Sachsenspiegel-Landrecht wie Weichbildrecht in alpha- 
betischer Ordnung darstellte. Jaskier legte seinem Werke „Juris municipalis 
Maideburgensis liber“ (1535 in Krakau, Latein, auch polnisch 1581 in Lemberg 
. gedruckt) das Sächsische Weichbild (Vulgata) zugrunde. Von ihm stammen auch 
noch weitere Arbeiten zum Magdeburger Recht, z. B. der „Farrago actionum 
civilium juris Magdeburgensis (1531, mehrfach aufgelegt). Besonders bekannt 
aber wurden die Bücher des Bartholomeus Groicki in polnischer Sprache, 
die Artikuly prawa zaegdeburekieRe (1558 ff.), der Porzadek sadow i spraw 
miejskych (1559) u. a. 

Von Groicki, dem Krakauer Stadt- und Gerichtsschreiber, dessen Arbeiten 
auch ins Russische übersetzt wurden, stammt der Vorschlag, man solle das 
Magdeburger Recht Jus municipale Polonicum nennen, da die Bürger des 
Königreiches Polen es als ihr eigenes Recht betrachteten, „nachdem dasselbe 
von allen Bürgern und dem Landvolk im Königreich Polen beobachtet und 
in allen Rechtssachen angewandt wird, ein großer Teil in polnischer Sprache 
zum Gebrauch durch polnische Gerichte geschrieben ist, auch keine Appel- 
lationen aus Polen nach Deutschland gehen ..“. 

Der „Saxon“ des Szezerbiez und die Schriften Groickis wurden auch bei den 
ukrainischen Gerichten verwendet. Selbst im Kosakenstaat des 17. und 18. 


Jahrhunderts sprach man in den Regiments- und Hundertschaftsgerichten des = 
Landes, nicht nur in den Städten, nach den Handbüchern des Szcezerbiez und 


= Groicki, also aus deutscher Quelle, Recht: So konnte es dahin kommen, daß der 
" Sachsenspiegel des anhaltinischen Ritters Eike von Repgow die mittelbare 
Urteilsgrundlage abgab für Verurteilungen zu sibirischer Zwangsarbeit. Das 
 "Unwahrscheinliche war möglich, seit Katharina II. die Todesstrafe abgeschafft, 


- anihre Stelle die damals als humaner betrachtete Verbannung gesetzt hatte, 


und nun an den Stellen, wo das Sachsenrecht - für großen Diebstahl, Raub, 


Mord - die Todesstrafe vorsah, die Verschickung nach Transural einfach ' 


eingesetzt wurde. 


Die Jahrhunderte gingen vorbei. Großstaaten entstanden. Die Scheidung |. 


Ad 


des Rechts in ständische Kreise wich der nationalstaatlichen „bürgerlichen“, 

allgemeinen Rechtsordnung. Die Grenzen des Deutschen Reiches zogen ‚sich 
' durch den Siedlungsraum, aufs Innerste eingeschränkt auf den voll einge- 
_  deutschten Bereich. Das deutsche Volkstum im Auslande wurde auf sich selbst 
gestellt - nicht immer stark genug, seine Eigenart zu behaupten, Nicht daß 
der Strom deutscher Siedler nach Osten gänzlich aufhörte. Die deutschen 
- Auswanderer nach Rußland, die friesischen Mennoniten (Wolgadeutschen) 
wie die Schwarzmeerdeutschen gingen in ein fremdes Land, ohne. daß sie 


unbeschränkt nach heimatlichem Recht leben durften. Doch selbst bei ihnen. 
entstanden in den Musterdörfern dörfliche Rechtsquellen, - Dorfordnungen 


- nach heimatlicher Art, die noch keine Forschung erfaßt hat und kaum mehr 
wird erfassen können. 
Aber immer, in allen Jahrhunderten, galt als Säule und Grundrecht allen 


= Siedlungsrechts der Deutschen im Osten die Freiheit, in der sie sich - 


- „Wisset, daß die Deutschen freie Menschen sind“ - von ihrer Umgebung 
' unterschieden. Diese Freiheit verfehlte nicht ihre Anziehungskraft auf die 
. östlichen Nachbarn. Um das Jahr 1400 kamen litauische Bauern massenhaft ins 
 Deutsch-Ordensland, um hier zu besserem Recht als unter ihren eingeborenen 
 Grund- und Leibherren zu leben. Die Selbständigkeit der Bauern-und Bürger- 
‚gemeinden, ihre Selbstverwaltung durch freigewählte Ratsmänner, die persön- 

- liche Freiheit der Handwerker gegenüber der Hörigkeit der slawischen Hand- 
 werker auf den Herrenhöfen, alles, was deutsches Recht bedeutete, strahlte 
_ aus und zog zugleich an. Aus Freiheit und wirtschaftlichem Wohlstand wurden 

" Kultur und Kunst. Die gotischen Backsteinkirchen in Polen zeugen davon und 

' vom religiösen Anschluß des Landes an das Abendland. durch die Jahrhunderte. 
Den Deutschen bot das deutsche Recht eine Sicherheit gegen unrechte Gewalt, 
 Aufsaugung durch das fremde Volkstum; es war der Schild, hinter dem sie 
- als Deutsche leben konnten. Preußen, Pommern, Schlesien, die Sudeten, 


Siebenbürgen wurden nicht durch das deutsche Recht, aber unter seinem, 


- Schirm deutsches Land. Über die Grenzen des geschlossenen Deutschtums 


; hinaus - die festzustellen hier nicht die Aufgabe ist, zumal sie fließender, 


2 weniger scharf umgrenzt waren als sich unsere neustaatliche Vorstellung 
| einbildet - war das deutsche Recht Symbol der deutschen Freiheit. 
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Der Göttinger Arbeitskreis, 1946 gegründet, bestent vorwiegend aus ostdeutschen wissen- 


schaftlern, die von der Bedeutung des deutschen Ostens durchdrungen sind. Er befaßt yes 

mit den Problemen der Vertriebenen und ihrer Heimatgebiete. 

Von den Arbeitsergebnissen konnten bisher veröffentlicht werden und sind beim Arbeitskreis 
- zu erhalten: 


1. „Ostpreußen“. Eine Darstellung von Wirtschaft, Verkehr, Geschichte und SRLOM der Provinz’ 
mit 20 Karten und graphischen Darstellungen (3.— DM). 


2. „Ostpreußens Geschichte und Kultur in ihrer europäischen Bedeutung“ (—.70 DM). 


3. „Deutsches Geistesleben in Ostpreußen“. Ein geschichtlicher Überblick über kulturelle En 


wicklung und geistige Strömungen. Von Professor Dr. Götz von Selle, Verlag 
und Unzer, Marburg, auch in englischer Sprache (2,.— DM). 


4. „Im Bannkreis der Ostsee.“ Grundriß einer Geschichte der Ostseeländer in ihren gegen- 
seitigen Beziehungen, 15 Karten. Vor Professor Dr. Walther Hubatsch, Verlag Elwert-Gräfe 
und Unzer, Marburg (2.40 DM). 


‘5. „Kant und Königsberg“. Eine Betrachtung zum Leben des jungen Kant in der Königsberger 
Gesellschaft seiner Zeit, 8 Abbildungen. Von Professor Dr. Kurt Stavenhagen, ESTER 


Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen (5.80 DM). 


6. „Die Oder-Neiße-Linie“. Politische Entwicklung und völkerrechtliche Lage. Von Dr. h. Ks 
Friedrich Hoffmann, Verlag H. O. Holzner, Kitzingen/Main (1.50 DM). R 


7. „Europäische Briefe im Reformationszeitalter“. 200 Briefe an Markgraf "Albrecht von 


Brandenburg-Ansbach, Herzog in Preußen, 16 Abbildungen. Von Professor Dr. Walther 


Hubatsch. Verlag H. O. Holzner, Kitzingen/Main (9.80 DM). e 
8. „Dokumente der Menschlichkeit“. Eine Sammlung von Berichten deutscher Heimatvertrie- 


‘ bener, in denen diese solche Hilfe aus Nächstenliebe schildern, die ihnen während der 
Massenaustreibung von Ausländern gewährt wurde. Verlag H. O. EG Kitzingen/Main h 


(Ganzleinen 5.80 DM). 


9. „Ostdeutschland“. Ein Hand- und Nachschlagbuch für alle Gebiete ostwärts von Oasp ‚und 
Neiße. Verlag H. O. Holzner, Kitzingen/Main (2.60 DM). x 


10. „Vom Ordensstaat zum Fürstentum“. Eine historische Untersuchung über die en. 


des Deutschordenslandes Preußen in ein weltliches Herzogtum. als einen Vorgang, der für 


die Geschichte des deutschen Nordostens und schließlich ganz Deutschlands entscheidende 
Bedeutung erlangt hat. Von Oberarchivrat Dr. Kurt Forstreuter. Verlag H. O. ni a 
Kitzingen/Main (9.— DM). R 

11. „Stettins Seehandel und Seeschiffahrt im M 
verlag H. O. Holzner, Kitzingen/Main (3.50 DM 


12. „Kurze Bibliographie zur Geschichte des Deuts 
Verlag H. O. Holzner, Kitzingen/Main (2.80 DM) 
13. „Prag, die vielgestaltige Stadt“. Ein kurzer A 


Schreiber. 168 Seiten, mit 8 wertvollen Zeict 
leinen 9,80 DM). 


14, „Jahrbuch der Albertus-Universität zu Königs 
Dikreiter, Frankfurt am Main (je Band 9.50 D 


'15. „Preußenbrevier“. Herausgegeben von Profess 
Frankfurt am Main (4.80 DM). 


16. „Vertriebenes Landvolk“. Eingliederung als Di: 
3 Muttrin, Agricola-Verlag, Hamburg (3.90) DM). 


| 
„17%. „Lübisches Kaufmannsrecht“. Vornehmlich na 
hunderts. Von Professor Dr. W.Ebel, Verlag De 


re a 


REIH! 


Are 


ZA April 1952 : 

I. GESCHICHTE i r , : 
Preußenland. Werden und Aufgabe. Von Prof. Dr. Hubatsch . . 0,90 DM 
: Geschichte der Deutschen i.Böhm.u.Mähr. Vor Prof. Dr. Weizsäcker 1,10 DM 
Schlesien. Ein Gang durch seine Geschichte. Von Rektor Fr. Stumpe 6,80 DM 
Bauernbefreiung und Städteordnung. Von Ob.-Stud.-Dir. H. Witte 0,80 DM 


Kloster Heinrichau in Schlesien. Von Bibl.-Rat. Dr. H. Jessen 0,80 DM 
Geschichte der Stadt Danzig. Von Prof. Dr. E. Keyser. 1,10 DM 
Das Memelland. Von Ob.-Reg.-Rat R. Meyer. 0,80 DM 
Heft 13: Die Marienburg. Von Prof. Dr. W. Ziesemer . d 110 DM 
Heft 15: Die Deutschen in Litauen. Von Dr. M. Hellmann . 1,50 DM 
Heft 17: Die Baltischen Lande. Von Dr. J. v. Hehn . TEE 1,10 DM 
- Heft 18: Geschichte Pommerns. Von Studienrat Dr. O. Eggert. 110 DM 
- Heft 21: Deutsches Recht im Osten. (Sachsenspiegel,.Lübisches und 
E Magdeburgisches Recht) Von Prof. Dr. Wilhelm Ebel . 1,10 DM 


‘ In Kürze erscheinen: 
Landschaften: Geschichte der Deutschen in Südosteuropa (Dr. I. Steinsch) — Die Deutschen 

in Polen und’Ruß’and. Ä 

Das Ganze: Deutsche Ostsiedlung im Mittelalter (Prof. Dr. H. Wolfrum) und in der Neuzeit — 
Ostdeutschlands germanische Vorgeschichte — Wikinger an Oder und Weichsel — Mittel- 
alterliches Städtewesen — Bauernsiedlung — Bergbau — Handwerk — Alte Handelsstraßen. 

Die Glieder; Die Hanse — Der Deutsche Orden — Die Zisterzienser — Der Zug der Salzburger — 
Westeuropäer in Ostdeutschland. : 

Staatliches Werden: Herzog Heinrich von Schlesien — Die Hochmeister — Kaiser Karl IV. — Herzog 
Albrecht — Preußen — Friedrich der Große — Österreich — Prinz Eugen — Josef II. 

Städte: Königsberg, Elbing, Stettin, Breslau, Riga, Das älte Prag, Kronstadt u. a. ä 


II. VOLKSTUM UND GEISTESGUT 


Heft 4: Ostdeutsches Sagenbüchlein. Von Prof. Dr. W. E. Peuckert . . . 1,10 DM 
Heft 5: Ostdeutsches Märchenbüchlein. Von Prof. Dr. W. E. Peuckert.. 1,10 DM 
Heft 7: Volkskunde der Sudetendeutschen. Von Prof. Dr. Josef Hanika. 0,80 DM 
Heft 8: Immanuel Kant. Von Prof. Dr. G.v.Selle. .......... . 080. DM ; 
Heft 19: Volkskunde des Preußenlandes. Von Dr. habil. E. Riemann . 110 DM 
Heft 20: Arthur Schopenhauer. Von Prof. Dr. K. Kurth . 110 DM 


® In Kürze erscheinen: ® I 
 yolkskunde der ostdeutschen Landschaften (Einzelhefte) — Volkslieder, Spiele und Tänze — 
4 Bräuche und Feste — Schwänke und Schnurren — Rübezahl und Hockewanzel. 

Dichter und Denker: Kopernikus (Stud.-Rat Dr. H. Schmauch) — Hamann und Herder — E. TA: 
Hoffmann (Dr. E. Krieger) — Jakob Böhme — Frhr. von Eichendorff — Gustav Freytag — 
Gerhart Hauptmann — Adalbert Stifter (Bibl.-Dir. Dr. R. Hohlbaum) u. a. 5 . 

Dichtung und Sprache: Die ostdeutschen Mundarten — Die Entstehung des Hochdeutschen — Die 
Romantik — Der Naturalismus — Tröster im Elend (ostdeutsche Liederdichter). 

Heimat im Dichterwort: Die ostdeutschen Landschaften in der Schilderung heimischer Dichter. 


(Einzelhette) 
III. BILDENDE KUNST 
Heft 14: Andreas Schlüter. Von Dr. A. Schellenberg . . 1,80 DM 


Heft 16: Siebenbürgische Kirchenburgen. Von Dr. H. Wühr . 1,50 DM 


- Die Epochen: Ostdeutsche Backsteingotik (Dr. Nadolny) — Sudetendeutscher und schlesischer 

Barock — Preußischer Klassizismus. 

Künstler: Peter Parler— Berndt Notke — Chodowiecki — Casper David Friedrich — Adolf Menzelu.a, 
Einzeines: Die Burgen des Deutschen Ordens in Preußen und Livland (Prof. Dr. Br. Schumacher) — 

$ ER Klöster, Kirchen — Bürger- und Bauernhäuser— Rathäuser, Türme, Tore — Kunst- 
andwerk u. a. } 


IV. NATUR, LANDSCHAFT, WIRTSCHAFT 


Erd- und Naturkunde der Hauptlandschaften (Einzelhefte) — Die ostdeutsche Wirtschaft 
" (Ob.-Stud.-Dir. Dr. H. Novak) — Die sudetendeutsche Wirtschaft in der Tschechoslowakei — Das 
öberschlesische Industriegebiet — Die Ostseehäfen "und ihr Hinterland — Wasserstraßen und 
Verkehrssystem — Die Landwirtschaft — Der Wald. 


HOLZNER-VERLAG KITZINGEN/MAIN 


